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im I en 1912 erschienenen Zürcherdissertation he 
unten, Anmerkung 5) von Dr. jur. Bertha Vogel. Einen Augen- 
k ubte ich mich durch diese Publikation überholt und ge- 
2198 ‚entgegen meiner Disposition und trotz der auf dem 
Privatrechtes ausgiebiger betriebenen Stoffsammlung, 
a nd zu bearbeiten. Allein 


f ns eniger mitunter zu Ergänzung und Kritik eralee 
"K in N Richtung. der Wiederaufnahme meines Projektes 


che unten $1 und $ 8, S. 9 und 73) übernimmt, 
ich ML SEI BB ar HL ablehne. 


I. Allgemeines. 
s 1. Begriff und Wesen der Blindheit. 


ER sich in seinen Airkanscn mit denjenigen voll- 
ener Lichtlosigkeit entweder durchaus deckt oder doch nur 
e tlich von ihr unterscheidet. Dr. Bertha Vogel hat den 


vi 'Lichtempfindung), zuweilen so heftig, daß der Blinde einige Mühe hat, 
| en Selbstbeobachtung das Bewußtsein Po: Lichtlosig- 


Freilich bietet die Abgrenzung des Begriffes beim Aufgebe 
Erfordernisses der Absolutheit Schwierigkeiten, infolge der 
a der konkreten Verhältnisse. Daß für die Abgr 


Lokalgruppen von Bern? und Zürich® auf einer Formulierun 1 
in die Blindheit a Beide Gruppen SE 1 


Augen in der Wahl oder sing seines Berlifes oe \ 
Lebensstellung überhaupt empfindlich beeinträchtigt wird. - 


wegs bloß dem Grade der letzteren folgt, sondern vielmehr u 
den Einflüssen ‚anderer Tiebenshedinnunzen, 2. D. des Erblind 


zu dran ganz erheblich variiert. 
Das Recht in seinem Streben nach Gerechtigkeit, nach 


° Lausanne, 5. Thni 1911. 
° Bern, 15. Jan. 1911. 
* Zürich, 23. Nov. 1918. 


A er entallk., ehren sie als Anke eng 
& ar, no sowohl der Autorität ihres en der 


| ir nach ihren Folgen alles Gewicht zu legen. 
en begründet die Blindheit, was ihre zeitliche 


a Yes 0.8. 9. 
L ‚oben in ‚der Vorbemerkung, S. 6 und unten, $ 8, 8. 73. 


Römern Sophrnden wurde. Immerhin ist die Permanen 
ee im SRBELEN. Sinne, da doch wohl auch der ! 


in praxi Beh zur Stunde nicht ganz en nd 


Br 2. Die Bedeutung der Blindheit in Rechtsverhältnissen 
im allgemeinen. 


bald unter den generelleren Begriff des Oeblechen. eingegliede 
bald in ausschließlicher Berücksichtigung der durch sie gesch 
fenen, praktischen Verhältnisse, wie in andern Betätigungsgebiete; 
des Menschengeistes, so auch im Rechte einen gewissen Rau 
beanspruchen und sogar zur unmittelbar Recht schaffenden 
sache zu werden, indem sie einzelne ganz spezielle Rechts 
veranlaßte. Allerdings lassen sich manche Fragen, welche. fü 


2 1.1,8 84D. 21,4). 


hei das Gebiet der Armönpflsge und damit des en 
Pas, daß sie nur selten unter dem besonderen Ge- 


Pr autrollen in ihrer ee in ihrer gegenwärtigen, 
Dabei können beiden vor- 


e von Doktrin und Gesetz am ausgiebigsten behandelte, 
ntarische Aktivlegitimation, und daran anschließend auf 


ln nicht folge, so Ieesekicht ‘es; um en [ 
Leidensgefährten die Handhabung der Studie zu erleichtern 


vorab unsern einheimischen Verhältnissen Rücksicht zu trag 

Für die Regel läßt sich sagen, daß sich der Blinde gegenül 
jeder Neuschöpfung ihn betreffenden Sonderrechtes ablehnend v 
hält,13 Der Grund dafür liegt wohl in der m 


ee wenn die aus seinem Gebrechen resultierende Abnorm { 
sich nicht zum schwerbeweglichen Rechtssatze verdichtet, sc 
dern bloß kasuistisch in Erwägung gezogen wird. Es schei 
übrigens, man habe durch das erschwerende en eben 2 y 


schäft Mitinteressierten, (z. B. die Testaments- und gesetzliche 
Erben eines blinden Testators) schützen wollen, als jenen si 


weil gewesen, so möchte diese Nomen leicht 
etwas von der tatsächlichen abweichende Richtung genomme 
ben. Sie hätte vielleicht die widerrechtliche Uebervorteilun, 


he den. Bee der eherräni die des Blinden; in. 
(ebrechen ‚entsprechenderweise zu en hätte ab 


% = an einen allerdings sehr en aber immerhin 
rlichen Luxusartikel betrachteten, der, wo er fehlt, nur 
inbilligerweise durch begünstigendes Spezialrecht aufgewogen 
vürde. Allein sie ziehen die Zurückgewinnung ihrer vollfähigen 
lichkeit aus den > on restriktiver Ge- 


ir die Rechtslage des Blinden erbracht, als wo sie in 
i en „Schadenersatz aus Kontrakt und Delikt”, sagt: 
wenn sie. ae körperlich Seh) 


“ I A 


Pe eindämme, ist der Deich, von welcher 


= 


"Vogel, 2.2.0, 8. 48. 


Bewunderung manches gebildeten Blinden erworben, de er 
Erkenntnis der allgemeinen sozialen Stellung des Blinden ven 


wie der Autor durchaus richtig bee nicht bloß darum, Fr si ’ 
a in seiner rechtlichen Qualität dem a | 


en nur schwer zerstörbar sich fortpflanzen. Er hat ein 
teresse daran, nicht allein nach dem Buchstaben, sondern in 


sönlichkeit geachtet zu werden. Zu diesem Ende aber ist d 
äußerste Vorsicht in der Erstrebung von Vorzugsrechten € 
zuweilen recht hartes, aber unumgängliches Opfer. 


$ 3. Blindheit im Verhältnis zur Rechtsfähigkeit. 


Rechtsfähigkeit ist die Qualität, nach der Rechtsordnung. | Is 
Träger von Rechten (Rechtssubjekt) möglich zu sein. Sie eig et 
ausschließlich dem Rechtssubjekt. Sie stellt das Rechtssubjel 


”» Die Fürsorgekreise stellen sich wegen dieser ihrer Eiponsch fs 
unvermeidlich in einen gewissen Gegensatz zu ihrem unverhältnismäßig ‚schwä 
cheren Schützling, dessen vornehmlich wirtschaftliche Inferiorität sie in meı Sc 
licher Unzulänglichkeit, vielleicht ohne sich dessen bewußt zu werden, mehr ode: 
minder bewillküren. Sie gewöhnen sich durch die Macht des Alltags allzuleic 
das Schicksal ihres Pfleglings, dessen Unbill sie einst zu ‚seinen Freun 
macht hatte, Ra sie werden durch die he ihres ee 


ns tz 3 zu allem anderen, in das Recht Einbezogenen. (So 
| ch zu dem durch. Sträfandrohungen gegen Tierquälerei 
R chtssätze über Vogelschutz rechtlich geschützten Lebe- 
) . undenkbar wie das Recht im weitesten Sinne, d. h. 


so dürfte es das Recht (die Rechtsame, der Anspruch) de 
en ‚Rechtsträgers sein, ‚ dem nicht die Kraft innewohnt, 


bescheidenen Form des „non facere‘“, zu begründen. Aus 
engen, dogmatischen Kausalbeziehung von Recht und Ver- 


£ fnis der Wissenschaft, die oben gegebene, im Worte selbst 
gende ‚Definition der Rechtsfähigkeit dahin zu erweitern, 


ni Ein gewisses Analogon muß ihre „capacite civile‘“ dar- 
Doch ist hier einerseits die Beschränkung auf das Pri- 


des Deutschen Hürgerlichen Gecpuches, A 1zus 1. 
er, a. a. O. und Bundesbl. 1879, III, S. 766. 

uel de droit romain (1896), S. 191. 

.Z.G.B. vom 10. Dez. 1907. 


grundsätzlich jeder Mensch 29 alhyalsche Person), Fer 
Stiftungen und Organisationen des Obligationenrechtes | i 
stische Dersanen): In der Natur der Sache liegt der Ant dt 


USW., heit ist. Nach te Recht se nicht 
ai: sondern dieselbe we allen Menschen u 


Rechtsinstitut selber Jiegen.?1 


”° Fischer & Henle, a. a. 0, Anm.2 zu $ ie 
1 Einige hoehadelige Hilkser behalten ihr angestammtes Hatıs 


rg 


TE ET ETe ue 


armen lebten. Eine Parallele dazu bestand ah im 
esonders vor dem klassischen Rom, wo der „pater ralhas ) 


 hrdings war es dort nicht die heran sondern 
schlecht und das Agnatenverhältnis, welche die Ueber- 


ich dem enden rei einen Waftengang eT- 
konnte, 23 mußte auch die körperliche Gesundheit not- 


nelehies 2 N ensining derselben gleich En, umSO- 
da jenen Zeiten der Sinn abging, ein angeborenes Minus 
| 3 een durch STR NETe Pflege der vorhan- 


En 
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denen Kräfte einigermaßen aufzuwägen. Damit war der Blinde 
einer fundamentalen Voraussetzung der Rechtsfähigkeit entklei- 
det, und das altfriesische Recht blieb bloß konsequent, wenn es 
den Blinden bei lebendigem Leibe beerben und ihm nur einen 
Anspruch auf Lebensunterhalt aus der Erbschaft ließ.2 Derselbe 
Grund der Unwehrhaftigkeit war es ja auch, der für die Frau 
eine Minderung der Rechtsfähigkeit nach sich zog.?° Wie tief er 
in der Volksanschauung wurzelt, beweist die Tatsache, daß er 
noch heute das beliebteste Laienargument gegen das Aktivbürger- 
recht der Frau bildet. Ueber ein derartiges Volksempfinden mit 
so tiefgehenden, rechtlichen Aeußerungen dürfte man übrigens 
nicht allzu erstaunt sein, wenn man die hervorragende, volks- 
wirtschaftliche Bedeutung in Betracht zieht, welche der Waffen- 
kundigkeit in jenen kriegerischen Zeiten zukam.?° Aber schon 
früh setzte eine Abschwächung dieses Prinzipes ein unter dem 
Einflusse sowohl der Kirche, als auch des eindringenden lango- 
bardischen Rechtes.?” Diese Entwicklung überholte mit Bezug 
auf die körperlich Gebrechlichen diejenige zu Gunsten der Frauen, 
entsprechend einer auch heute noch nicht erloschenen Volkslogik, 
welche dem militärdienstuntauglichen, also mehr oder minder un- 
wehrfähigen Manne längst anstandslos die demokratische Aktion 
zubilligt, die sie dem Weibe noch vorenthält. Dabei mag das 
rezipierte römische Recht nicht ohne Einfluß geblieben sein, das 
weniger die Wehrhaftigkeit als das Geschlecht rechtserheblich 
machte. Aber mehr noch war es das allmählich gegenüber der 
Unwehrhaftigkeit in den Vordergrund sich drängende Element der 
Hülfsbedürftigkeit, welches bereits ein Recht beherrschen mochte, 
das das Institut der gesetzlichen Stellvertretung, der Vormund- 
schaft, zu entwickeln und mittelst desselben die räumliche Aus- 
dehnung der Rechtsfähigkeit zu verwirklichen begann. (Huber, 
a.a. 0.) Bereits nach den Spiegelrechten erbte der Blinde nach 


?%: Gonrad, Handwörterbuch der Staatswissenschaften, III, S. 86 (1909). 
® Hübner, a.a.0., S. 65. 


2 Diese hohe nationale Bedeutung der Waffenfähigkeit gelangte mit dr 


Zeit auch in Rom zur Evidenz in den Soldatenprivilegien (z. B. den bona castrensia), 
Sohm, Inst. des rm. R., S. 618—19. 

EL Conrad, a. a. 0.; ; Gierke, Deutsches Privatrecht, 1, S. 390: Hübner, a. a. 
0. S.71 und 73, Anm, 9, 
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Landrecht, war also vermögens- und damit rechtsfähig. Im Lehn- 
recht vermochte sich um seines ausgesprochen militärischen Cha- 
rakters willen die: Rechtsfähigkeit der Gebrechlichen nicht in 
vollem Umfange durchzusetzen. Einmal erworbene Lehen wurden 
zwar schließlich infolge Eintrittes eines Gebrechens nicht mehr 
verloren.?® Das lief praktisch darauf hinaus, daß der Blindgeborne 
oder sehr früh Erblindete sich rechtlich schlechter stellte, als 
der erst in späteren Lebensjahren gebrechlich Gewordene (Con- 
rad, a.a.O.), ein Zustand, der wahrscheinlich eine Etappe auch 
der landrechtlichen Entwicklung zur vollen Vermögens- und 
Rechtsfähigkeit des Gebrechlichen bildete. Mußte es einerseits 
eine gewisse Pietät und anderseits das elementare Billigkeitsemp- 
finden eher verletzen, einem gebrechlich Gewordenen (z. B. In- 
validen aus Kriegsdienst) ein einmal inne gehabtes Recht und 
Gut abzusprechen, als die Belassung des früh gebrechlich Gewor- 
denen in der überlieferten mangelhaften Rechtsfähigkeit, so 
mochte anderseits nicht ohne Einfluß auf solche Gestaltung der 
Rechtslage der Umstand gewesen sein, daß der erst später ge- 
brechlich Gewordene, und das dürfte nicht zuletzt auch vom 
Blinden gelten, eher in der Lage war, trotz seines körperlichen 
Defektes ein Rechtsgut zu verwalten, weil er in gesunden Tagen 
Gelegenheit hatte, sich die zeitgenössischen Errungenschaften des 
Verkehrs anzueignen, während der früh gebrechlich Gewordene 
seine zwar geminderten, aber immerhin vorhandenen Entwick- 
lungsmöglichkeiten brach liegen lassen mußte. Es ist bemerkens- 
wert, daß dieser Gedanke bereits im römischen Rechte ausgespro- 
‚chen wurde, welches einem Erblindenden ein bereits innegehabtes, 
öffentliches Amt nicht entzieht, wohl aber den Blinden an der 
Uebernahme eines solchen hindert. 29 

Man darf wohl sagen, daß sich der Blinde schon im späteren 
Mittelalter bis auf die lehnrechtlichen Rückstände zur vollen 
Rechtsfähigkeit entwickelt hat, obwohl Schlacken der alten Be- 
‚schränkung sich in einzelnen Partikularrechten noch lange 
erhielten. 30 


?® Gierke wie in Anm. 97. 
FELSS®BEN. 
” Vergl. auch die kanonische „irregularitas ex defeetu corporis“, nach 
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II. Blindheit im Verhältnis zur BanungSE en Dre 
S 4. Im allgemeinen. 


Wie die Rechts-, so beschlägt auch die Handlungsfähigkeit 
begrifflich in erster Linie das Gebiet des Privatrechtes, wenn 
auch ein Hinübergreifen der ihr innewohnenden Gedanken in die 
Entwicklung öffentlichrechtlicher Institute nicht zu verkennen ist. 
Danach begreift die Handlungsfähigkeit die Qualität, privatrecht- 
lich handeln zu können. Vogel, a.a.O., 8.20, bezeichnet als 
Handlung im Rechtssinne jedes era Verhalten. Iy- 
stematische Voraussetzung solchen rechtswirksamen Verhaltens ist 
die Rechtsfähigkeit, Rechtsträgerqualität, Persönlichkeit. Während 
aber die Beziehung von Rechtsfähigkeit und Persönlichkeit einen 
„eirculus vitiosus‘ darstellt, .(den ewigen Umgang hat), d. h., 
während Rechtsfähigkeit und Persönlichkeit eines das andere un- 
mittelbar bedingen, während heute die Existenz eines menschlichen 
Individuums an sich genügt, einen Realfall der Rechtsfähigkeit 
zu bewirken, erfordert die Rechtswirksamkeit seines Verhaltens 
im Rechtsträger mehr, als jene elementare Berufenheit zur Per- 
sönlichkeit. Letztere beginnt bei der physischen Person nach Art. 
31, 1 2.G.B. mit der vollendeten Geburt des Kindes und geht 
mit der sterblichen Hülle des Menschen zu Grabe. 31 

Ihre natürliche Voraussetzung ist also Leben. Demnach um- 
faßt sie bereits ein Entwicklungsstadium, während dessen das 
menschliche Wesen weder über die zur Selbsterhaltung erforder- 


lichen, physischen, noch — und das werden wir in der Folge als. 


welcher Blindheit, vielleicht schon auf dem linken, sogen. kanonischen Auge, 
sowohl Empfang als Ausübung der geistlichen Weihen ausschloß. Mell, Hand- 
buch des Blindenwesens, S. 549, zitiert ein Indult zu Gunsten von Nicasius von 
Veerda, nach welchem der Begünstigte „mit seinem Gebrechen verträglichen 
Obliegenheiten (Beichthören usw.)“ nachgehen konnte. Besonders interessant ist 
die zitierte Einschränkung des vorerwähnten Indultes, da sie einen Hinweis ent- 
hält auf die Ratio der regulären Ausschließung Blinder (also auch Geweihter) 
von der Ausübung geistlichen Amtes, nämlich die Voraussetzung der mangelnden 
äußerlichen Geschicklichkeit (vergl. dazu $ 4). Betr. Empfang der geistlichen 


Weihen dürfte die Ratio der Ausschließung tiefer im Dogma liegen. Vergl. die 


mosaischen Vorschriften über das Osterlamm und deren. Fortbildung in Bezug 
auf den Hohepriester. 


1 Vergl. Art. 31,22.G.B. über die Rechtsfähigkeit des Kindes im Mütterleibe, 
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namentlich wichtig erkennen — über ein entsprechendes Maß an 
geistigen Kräften verfügt, in dessen erstem Abschnitt ihm das 
Bewußtsein seiner selbst, und damit das Bewußtsein seiner Indi- 
vidualrechtssphäre noch abgeht. Stellen wir diesem Umstande 
den in 83 gezeichneten Inhalt der Rechtsfähigkeit gegenüber, 
dabei besonders verweisend auf die Seite 15 begründete Begriffs- 
erweiterung, so wird klar, daß die Person, um des ihr inhärenten 
Kulturgutes der Rechtsfähigkeit praktisch froh zu werden, der 
Möglichkeit bedarf, die auf ihr vereinigten Rechte und Verbind- 


lichkeiten auszuüben, beziehungsweise zu erfüllen. Die passive 


Rechtsfähigkeit, die Qualität, Gefäß von Rechten und Verbind- 
lichkeiten zu sein, verlangt infolge der oben gezeichneten engen 
Beziehung von Recht und Pflicht eine Ergänzung durch Rechts- 
ausübung. Mit letzterer als Zweck hat das Recht allmählich zwei 
Institute entwickelt: die Handlungsfähigkeit und die Stellver- 


tretung. Eines oder das andere muß jedem Rechtssubjekte zur 


Verfügung stehen. Von der Stellvertretung handle ich im nächsten 
Kapitel. 

Die Handlungsfähigkeit stellt sich dar als die aktive Seite 
der Rechtsfähigkeit.?®? Nach Art. 12 2.G.B. erschöpft sich ihr 
Inhalt in der Fähigkeit des Rechtsträgers, durch seine Hand- 
lungen für ihn Rechte und Verbindlichkeiten zu erzeugen. Huber, 
schweiz. Privatrecht 1. S. 98, verweist sie auf rein obligationen- 
rechtlichen Boden als die Fähigkeit, Forderungen und Schulden 
zu begründen. Er motiviert diese schuldrechtliche Formulierung 
durch die Tatsache geltenden Rechtes, daß die Handlungsfähigkeit 
an räumlicher Spannkraft der Rechtsfähigkeit nicht gleich kommt, 
daß aus letzterer vielmehr noch andere, der ersteren nebengeord- 
nete Qualitäten,“ wie z. B. Ehe- und Testierfähigkeit, fließen. 
Dem gegenüber ist allerdings zu bemerken, daß Art.99 Z.G.B. 
das Kraftfeld der Handlungsfähigkeit in seinen Ausläufern auch 


auf die Ehefähigkeit ausdehnt, und daß daher nach dem Wesen 


der Beziehung von Rechts- und Handlungsfähigkeit im allgemeinen 
die weitere Fassung von Art. 12 Z2.G.B. als vorsichtig erscheinen 
mochte, abgesehen von rein systematischen Rücksichten. Aehn- 


- licher Auffassung war die Botschaft des Bundesrates zum Gesetz 


32 Bundesblatt 1879, III, S. 771. 


sowie aus dem französischen Texte des Art. 12 Z. G.B. 
capable d’acquerir et de s’obliger“, wie nahe se prakti sch‘ 
beide Fassungen stehen, und daraus wiederum, dab die Mer 


2a 


Handluns fahigkeit im Gegensatz zur Rechtsfähigken nur den 
physischen Personen eignet, da in ihren gesetzlichen Vor 
setzungen die oben 8.15 relevierte Einschränkung von Art 


juristische Person, wie man sie’auch dogmatisch konstruieren mö 
nur durch ihre a handeln kann. Ihr fehlt, wie dem Kin 


33 Bundesbl., a. a. O., S. 766, ff. 
3 Vogel, u, S. 16, ff. 


35 Das Rechtsinstitut der Stellvertretung versagt gegenüber r. $ 
fähigkeit nach deren Wesen. Vergl. dazu die altgermanische Ordnung, wie 
sie in $ 3 erörtere. Dort war infolge der Verkümmerheit des Institutes 
Stellvertretung die Gerichtsfähigkeit, damals ein in gewissem Sinne Ent c 
ir unserer Handlungs- und Pr ozebfähigkeit Voraussetzung der Bene 
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Ausdruck, der sie, gleich der Rechtsfähigkeit, selbst gegen die 
Disposition ihres Trägers schützt. 

Bestimmend für das Verhältnis der Blindheit zur Hand- 
lungsfähigkeit sind in vorderster Linie die Einwirkungen der 
Ersteren auf die Voraussetzungen der Letzteren. Die Mündigkeit 
beleuchte ich unter diesem Gesichtswinkel unten in $8 in geeig- 
neterem Zusammenhange, weil sie ausschließlich vom Alter der 
natürlichen Person unmittelbar beeinflußt wird. Es erübrigt daher 
für den laufenden Paragraphen die Abklärung der weniger ein- 
fach liegenden Beziehung der Blindheit zu der zweiten gesetz- 
lichen Voraussetzung der Handlungsfähigkeit zur Urteilsfähigkeit. 

Der Begriff ist durch das Zivilgesetzbuch geschaffen und sein 
Inhalt in Art. 16 desselben festgelegt.?° Es hat in einer den prak- 
tischen Bedürfnissen gerecht werdenden Weise von einer allzu 
abstrakten Festlegung des Begriffes abgesehen und auf einige 
konkrete Merkmale abgestellt, von denen die Trunkenheit darauf 
hinweist, daß nicht allein die Urteilsfähigkeit des Rechtsträgers 
im allgemeinen, sondern auch diejenige im einzelnen Rechtstat- 
bestande (Rechtsgeschäft oder Privatdelikt) für die Handlungs- 
fähigkeit bestimmend sein kann. 7 Stehe ich zwar nicht an, ganz 
allgemein die Urteilsfähigkeit des Blinden zu vertreten, so be- 
deutet doch die kasuistische Abtönung von Art.16 ein erleich- 
terndes Sich-Anschmiegen des Gesetzes an die außerordentlich 
abgestuften, persönlichen Fähigkeiten der Rechtssubjekte und 
damit auch des Blinden. Bereits oben, S.23 wurde auf das Be- 
streben des Zivilgesetzbuches aufmerksam gemacht, die Handlungs- 
fähigkeit als außerordentlich wertvolles Rechtsgut dem Rechts- 
träger zu sichern. Dasselbe Bestreben erscheint in der Fassung 
des Art. 16 auch deutlich in bezug auf die zur Handlungsfähig- 
keit vorausgesetzte Urteilsfähigkeit, indem die Bestimmung einige 
anormale Subjektivtatbestände aufführt, welche, wo sie verwirk- 
licht sind, die Urteilsfähigkeit vernichten. Nach dieser Fassung 
betrachtet das Gesetz die Urteilsfähigkeit des Rechtsträgers ge- 
wissermaßen als Regel, ihr Fehlen als die Ausnahme, besteht also 
eine Rechtsvermutung der Urteilsfähigkeit, welche beim einzelnen 


36 (Jjeber seinen geschichtlichen Werdegang vergl. Vogel, a. a. O., 8. 17. 
37 Vogel, a.a.O., S. 17—18. 


Rechtsträger, ja, im einzelnen Rechtstatbestande, durch den 
weis einer Ursache von Urteilsunfähigkeit widerlegt werden 


nee der Praxis einen gewissen Spielraum. Diesen . 
ZUSANGEN gleichgeordnet: ist vom aerche ur gende Br 


vom Gesetze als Urteilsunfähigkeitsursachen nicht 2 
können also einzig noch als „andere, ähnliche Ursachen” in Be Ä 


eine Deal Aehnlichkeit EN dem Individuum im a 
Alter. Dieser Aehnlichkeit entspricht seine minder und mehr 
ähnliche Behandlung durch das Normalindividuum im Verkeh 
Diese wiederum entschuldigt ein analoges Verfahren seitens nu 
mäßig entwickelter Rechte. Das Zivilgesetzbuch ist in der B 


Kernen et Die geistige Unzulänglichkeit allein ist es, sw 
che nach ihm Urteilsunfähigkeit begründet. Das jugendliche Al 
bildet den natürlichen, neben ‚den anormalen a 


das Problem der Urteilsfähigkeit. Es verbleibt noch die En 
Einflusses des en MebreeNen eh Re 
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artigkeit der organischen Ursachen der Blindheit hingewiesen. 
Wo letztere auf einer Erkrankung des Gehirns beruht, wird sie 
selten deren einzige Folge sein. Die Gehirnstörung wird meist 
auch eine Beeinträchtigung der Geisteskräfte mit sich bringen, 
welche sich bald mehr, bald weniger deutlich bemerkbar macht. 
In Kreisen der Blindenerzieher verschiedener Kulturvölker wird 
in jüngster Zeit die Ansicht einer augenfälligen Abnahme der 
durchschnittlichen Intelligenz unter den jugendlichen Blinden 
laut.?8 Sollte dies Tatsache sein, so stünde dieselbe im engsten 
Zusammenhange mit einer Verschiebung in den Erblindungsur- 
sachen. Dank der emsigen Prophylaxis der letzten Jahrzehnte 
konstatiert man nämlich ein erheblich vermindertes Auftreten der 
einst recht verheerenden Liderentzündung (blenorrhoea neonato- 
rum), von Scharlach, Pocken und Staren als Erblindungsursachen, 
welchem Umstande eine verhältnismäßige Zunahme derjenigen 
Blinden jugendlichen Alters entspricht, bei welchen Quelle ihres 
Gebrechens irgend eine erbliche Belastung ist, deren Herd häu- 
figser im Gehirn zu suchen, als im Auge selbst. In derartigen 
Fällen aber bildet nicht die Blindheit die Wurzel der Unzuläng- 
lichkeit der geistigen Fähigkeiten, sondern augenscheinlich ent- 
springen diese wie jene demselben tiefer liegenden, inneren 
Grunde. Wo die Blindheit auf einem Defekte der Augen beruht, 
was nach der Natur der Sache als Normalfall zu betrachten ist, 
erscheint eine unmittelbare Reduktion der rein subjektiven, gei- 
stigen Kräfte ausgeschlossen. Nun ist zwar zuzugeben, daß das 
individuelle Kapital geistiger Anlagen nicht allein die Höhe der 
intellektuellen Entwicklung bestimmt, welche der einzelne Mensch 


erreicht, daß es vielmehr in äußeren Umständen, Begünstigungen 


und Widerständen, ein außerhalb des Individuums liegendes, emi- 
nentes Gegengewicht besitzt. Offensichtlich bereitet die Blindheit 
der geistigen Entwicklung des von ihr betroffenen Individuums 
einen nicht zu unterschätzenden Außenwiderstand. Sie erschwert 
die Ansammlung der allgemeinen Kenntnisse und sperrt eine 
Menge, den intellektuellen Horizont weitender Vorstellungen ab. 
Aber der Vollsinnige zeigt eine starke Neigung, aus den Erfah- 


38 Pierre Villey, „le travail intellectuel chez les aveugles“, Revue des Deux 
Mondes (fevrier 1911). 


rungstatsachen der absolut gemessen en Ungeschickii a 
keit und der vielfach prekären, wirtschaftlichen Lage des Blinde 
jene Wirkungen des Gebrechens zu hoch anzuschlagen und 
jedem einzelnen Falle auf einen unter dem allgemeinen Durc 
schnitt liegenden Geisteszustand des Blinden zu schließen, 
Vorurteil, das durch einige beredte, vor einer breiteren Oeffe 
lichkeit sich entfaltende Beispiele des Gegenteils nur langsa 
zurückgedrängt wird. So eitel es wäre, angesichts des zugegeben, 
Einflusses der Blindheit auf die geistige Entwicklung die durc 
schnittliche, auch geistige Ueberlegenheit des Vollsinnigen. a 
zulehnen, so verfehlt würde es sein, diese Benachteiligung. al | 
intensiv genug anzunehmen, um die intellektuellen Fähigkeiten 2 
des Blinden unter das in Art.16 Z.G.B. gegebene Maß ver- 
nunftgemäßen Handelns zurückzudrängen. Zu vernunftgemäßem 
Handeln gehört aber auch, daß das Rechtssubjekt seinen persön. 
lichen Fähigkeiten und Schwächen, also auch der Tatsache d 
Blindheit, Rechnung trage. Gerade die Blindheit kann im ei | 
zelnen Falle ein eigenes, ungestütztes Handeln als ve Be. 


eg 


schreienden Unerfahrenheit des Blinden. Dieser wird aber 
einer solchen Gelegenheit bloß das Opfer eines Umstandes, dem 
mehr oder weniger jedermann seinen Tribut zahlt. Denn 
erstreckt die Rechtsvermutung der allgemeinen Urteilsfähigkeii 
ihre Wirkungen in vollem Umfange auch auf den Blinden, 
es bleibt bloß noch die Frage offen, ob Blindheit ähnlich. 
Trunkenheit im einen u andern echtstatbestande, | 


streiten, wo das Fehlen des Augenlichtes das "rechtliche 
halten des Handelnden so erheblich en daß d 
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nahme einer ‚andern, ähnlichen Ursache“ des Gesetzestextes und 
verminderter Urteilsfähigkeit sich schlechterdings rechtfertigen 


‚ließe. Aber jedenfalls hat der Richter bei der Widerlegung der 


Rechtsvermutung die äußerste Zurückhaltung zu beobachten und 
sie nur ganz ausnahmsweise bei besonders dazu disponierten 
Rechtstatbeständen anzuwenden. Es qualifiziert sich dieses Ver- 
fahren als eine Forderung, an deren Erfüllung der Blinde so gut 
wie sein auf dessen Handlungsfähigkeit bauender Gegenkontra- 
hent oder ein durch sein Privatdelikt Verletzter das lebhafteste 
Interesse haben. 

Hand in Hand mit dieser Beurteilung des Verhältnisses der 
Blindheit zur Urteilsfähigkeit geht diejenige der Beziehung der 
Blindheit zur Handlungsfähigkeit. Wie es durchaus dem Zuge 
neuzeitlichen Rechtes entspricht, daß das körperliche Gebrechen 
überhaupt und Blindheit im besonderen die Rechtsfähigkeit we- 
der ausschließt, noch auch nur beschränkt, so gilt dies in vollem 
Umfange grundsätzlich auch gegenüber der Handlungsfähigkeit. 
Der in der Praxis das Problem der Handlungsfähigkeit des 
Blinden gelegentlich aufrollende Mangel ist in der Regel gar 
kein solcher einer gesetzlichen Voraussetzung, sondern ein rein 
äußerlicher, formaler, das Fehlen irgend welcher physischer Ge- 
schicklichkeiten (vergl. Anm. 30, 8.20), namentlich des Schrei- 
bens und Lesens im hergebrachten Sinne. Näher auf diesen Ge- 
gsenstand wird unten in den $$ 6 und 9 eingetreten. Zu demselben 
Resultate der Anerkennung der Urteils- und damit auch der 
Handlungsfähigkeit des Blinden durch das Zivilgesetzbuch ge- 
langt auch Vogel. 

Auf dem Boden dieser Zuerkennung stehen im allgemeinen 
auch Doktrin und Gesetz des geltenden, ausländischen Rechtes.°? 
Das deutsche, bürgerliche Gesetzbuch hält die beiden Aeußerungs- 
richtungen unserer Handlungsfähigkeit, Geschäfts- und Delikts- 
fähigkeit getrennt und erkennt sie beide dem Blinden zu, bezw. 
nicht ab, was aus den $$ 104 ff. und 828 erhellt, welch letzterer 
die Taubstummen als nur bedingt deliktsfähig erklärt.*° Auch 


® Mell, Handb. des Blindenwesens (Wien, 1900). 
4 Weber Gründe und Berechtigung dieser Bestimmung vergl. Vogel, a.a. 
0.8.43. 


das allgemeine österr. bürgerl. Gesetzbuch # und der „code c 


francais“ entbehren der Ausnahmebestimmungen betreffend d 
Handlungsfähigkeit zu en | ns 0 
Blinden. “* 


den recht plastischen, eine ahnlche Willensrichtung des Gese set I: 
gebers: andeutenden der ‚Personen eigenen Rechtes“. a3 


Rechts- und Händlünfefähigkeit, Mit dem Aufkommen ae Ge 
setzlichen Stellvertretung war der Ansatz zu der Abgrenzung 
der beiden Qualitäten gegeben. Ich verweise auf das, was Ach 2 
in 53 oben entwickle. BE; 5 : 


ns 5. Blindhei im Verhältnis zur Delikttähigkeit. 


fahren entbehrt nicht einer gewissen inneren Berechneunt A ak 
wenn auch unser a im System dieses ae le 


"EN eTE], allerdings einen Erlaß vom 2. Mai 1865. 
42 In Anlehnung an ihn auch das De Recht, namentlich ı nten. i 
als reichhaltige Quelle herangezogen. ' 
.*# Huber, 4.2. 0., S.99, \% 
# Huber im Kollah über schweiz. Mechtisfeschichlk (Wintersen 8 
bis a $ 40. 
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ponenten der Handlungsfähigkeit deren obligationenrechtlicher 
* Aehnlichkeit großzügigen Ausdruck verleiht, so hat es anderseits 
eine in den Grundsätzen der deutschrechtlichen Regelung nahe 
kommende Bahn beschritten. Stellen nämlich die Art.13 und 
17 Z.G.B. Mündigkeit und Urteilsfähigkeit als Voraussetzungen 
der Handlungsfähigkeit grundsätzlich auf gleiche Linie, so vermag 
doch anderseits die Urteilsfähigkeit die Mündigkeit in ihren 
Wirkungen zu hemmen, ungeachtet des Zeitablaufes, welcher sie 
normalerweise ipso jure überwindet, so genügt doch Urteilsfähig- 
keit allein, um nach Art. 19,3 die Deliktsfähigkeit des Rechts- 
subjektes zu begründen. In Anbetracht dieses Minus in den Vor- 
aussetzungen der Deliktsfähigkeit gegenüber denjenigen der Hand- 
lungsfähigkeit erscheint erstere gewissermaßen als Durchgangs- 
stadium des Rechtsträgers zur vollen Handlungsfähigkeit, und die- 
ser Eindruck verstärkt sich noch aus Art. 19, Alinea 1 und 2, 
welche an die Urteilsfähigkeit des Rechtsträgers auch recht er- 
hebliche Ansätze zur zweiten Aeußerungsrichtung der Handlungs- 
fähigkeit (8 6, unten) knüpfen. Für die grundsätzliche Festlegung 
des Verhältnisses der Blindheit zur Deliktsfähigkeit ist entschei- 
dend der Einfluß dieses Gebrechens auf die einzige gesetzliche 
Voraussetzung der Deliktsfähigkeit, die Urteilsfähigkeit. Wir ha- 
ben diesen Einfluß als nicht ausreichend kennen gelernt ($ 4), um 
die Urteilsfähigkeit in für das Recht erheblicher Weise zu be- 
schränken. Dasselbe ergibt sich als grundsätzlicher Standpunkt 
des geltenden schweizerischen Rechtes in Hinsicht auf die Be- 
ziehung der Blindheit zur Deliktsfähigkeit, Unterstellung des 
Blinden unter die allgemeinen Regeln von Art.19 Z2.G.B. und 
41 ff des revidierten Obligationenrechtes.2 Danach besteht wie 
für die Handlungsfähigkeit des Blinden im allgemeinen, so auch 
für seine Deliktsfähigkeit die Rechtsvermutung, welche durch den 
Gegenbeweis des Vorhandenseins einer Urteilsunfähigkeitsursache 
entweder generell im bezüglichen Rechtsträger, oder speziell im 
Subjektivtatbestande des einzelnen Privatdeliktes widerlegt werden 
muß. Auch Vogel (a. a. O., S. 16 ff) hat die Blindheit als Urteils- 
unfähigkeitsursache im Sinne des Art. 16 Z.G.B. abgelehnt und 


s Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Zivilgesetzbuches vom 30. 
März 1911. 


die Gebrechlichkeit von vornherein berücksichtigen müsse“ un 
ihre Antwort im Sinne der zweiten Alternative gibt, so a si 
sich damit in Widerspruch zu sich selbst, sofern sie die besag: 
zweite Alternative wirklich als Gegensatz zur ersten Alternative, 
d.h. auch dogmatisch so aufgefaßt sehen will, wie deren gramma- 
tikalisches Korrelat es nahe legt. In ihrem Falle hätte meines Er 
achtens ihre Antwort gegenteilig, im Sinne der ersten Alternative, 
ausfallen müssen. Sie konnte allerdings auch die zweite Alter- 
native bejahen, aber nicht ‚in dem ae Zus 


lich aber auch zur Urteilsfähigkeit, blieb für ein iinbreien auf d 
et, der Blindheit zur Deliktsfähigkeit nur noch Raum i 


unter den Auspizien einer Prozeßgesetzgebung, welche die 
handlungsmaxime völlig aufgegeben hätte, kaum mehr als 
theoretische Möglichkeit bedeuten; denn welcher Anwalt ei 
blinden Privatdelinquenten würde sich eines so wichtigen I 
‚bestandsmomentes berauben lassen? In diesem Zusammenhange 
Umfange kann und soll nach meiner Auffassung der Richter 
Amtes ‚wegen die Blindheit i in Erwägung ziehen. Ich vertrete ( 


Ä E=: des hans von an abzuwälzen, und wie sehr der 
R Ric Er als. Vollsinniger ohne praktische Erfahrung der Blindheit 


DE nenhaft durch m Organisation im echte beschaffen 
en ‚Die Rechtsverletzung i im juristisch- technischen Sinne 


n des Privatrechtes beschlägt, d.h. sich nicht als öffent- 
speziell strafrechtlich, qualifiziert. Die Verletzung eines Pri- 


lediglich privates Interesse verkürzt wird, durch die Deli 
obligation oder. deren. Erfüllungsgegenstand, die Leistung, ( 
Schadenersatz. In. diesem Ausgleichungsmittel, dieser Reak 


stände zur Wirkung; diese berühren prinzipiell die Delikts 
keit der beteiligten Rechtssubjekte a Als a 


eines Tethstundie ee Handlung, an der: Yeru 
eines Schadens, denn ohne Schaden kein veriolsBaues PrirabEE 


fall, die Summe der inneres ns deren . de “ 
halten des a Rechtssubjektes den im konkreten. L 


En Zufall ausschließt, a Mar lalk des Verschule 
subjektiven Beteiligung an der Schadensverursachung; so we Tr 
Schädigung durch ein nicht deliktfähiges Rechtssubjekt, ‚wo das 
subjektive Moment in der Schadensverursachung, das Verschulden, 
auf den Nullpunkt sinkt. Zwischen diesen beiden Extremen li ger 
die Privatdelikte des Alltags. Die ausgesprochen absichtl hen 
Schädigungen dürften so ee in der Minderzahl ein 


S 


#6 Oser, Kommentar zum rev. OÖ. R., Art. 48, Ann) ® 2; Guhl, Untersg 
zu Art. 51 0. R. (Berner Diss. 1904), S. (69: Das Verhalten des Ersatz 
muß eine der Bedingungen sein, welche durch ihr Zusammenwirken. d 
lichen Erfolg herbeiführen. Ueber die verschiedenen Theorien betr 
des Verschuldens als Bedingung (wirksamste usw.) vergl. $ 6 der zit a 


b n nplexe der Be en lak teren des Schadens Rück- 
or zu nehmen, ein n legislatorischer Versuch, wie Guhl a. a. ©. 


rig nachgewiesenen Gründen, besonders gegen diese Berück- 
gung des Verschuldens, als eines rein subjektiven Momentes 
ıdet und an Stelle des Verschuldungs- das Verursachungs- 


Beleuchtung zu zeigen. Kolgendar praktischer Fall, ech as 
den reichen Möglichkeiten außerkontraktlicher Schadenersatz 
kasuistik, welche der straßengewandte Blinde bietet, trage di 
theoretischen Erwägungen über das Verhältnis aer BinGbeRg zu 
Deliktsfähigkeit: 

Ein Blinder wandert eines Sommerabends einen ihm de E 
lange Gewöhnung durchaus vertrauten städtischen Weg. Er kennt w 
den im Aufrichten begriffenen Bau am Brückenkopf aus. Erfah- 
rung; aber die Stunde ist so vorgerückt, daß um diese Tageszeit. 
die Arbeiten an dem Neubau gewöhnlich ruhen. Der Bürgersteig 
ıst verhältnismäßig ruhig und das Tempo des Blinden entsprechend 
rasch. Plötzlich prallt er stark genug auf eine Leiter, um den 
ahnungslos auf derselben arbeitenden Mann auf die Straße zu 
werfen. Der Arbeiter fällt dicht vor einen heransummend 
Straßenbahnwagen und ‘wird durch denselben tötlich verlet 
Welcher Rückgriffsanspruch steht seinem Unfallversicherer geg: 
den Blinden zu? Von einer geminderten Urteilsfähigkeit de 
Delinquenten im Sinne von Art.16 Z.G.B. kann in casu kau 
ernstlich die Rede sein. Also ist, wie die objektive, auch die sub 
jektive Seite der Deliktsfähigkeit erfüllt. Die Kausalität50 zwischen 


Versicherers wäre Rechtens. Ich beziehe den Unfallversicherer 
in mein Beispiel ein, weil er im Gebiete des neuzeitlichen Schaden: 
ersatzes praktisch eine hervorragende Rolle spielt und die Rü 
ständigkeit des Haftungsprinzipes der Verursachung in scharfe 
Beleuchtung une Bildet es EUR wahrlich den Grundgeda 


0. Vergl. über Kausalität Guhl, 2.2. O,, SEE 


= Es des Merschen zu schaffen gegen die erschöpft 
Tücken des Schicksals. Der Rückgriffsanspruch der Ver- 


hen an der des Menschengeistes einzig wür- 
ı Mission des Instituts der nn gleich. Eine solche 


e; und Lebensversicherung sowie durch die bundesgericht- 
e Praxis der ersten Periode neuzeitlicher Entwicklung nament- 
der Unfallversicherung. Die bundesgerichtliche Praxis hatte, 


1 


hadens, daß man schon sagen darf: Ohne das Erstere auch 
die Letztere. Wäre die nämliche unerlaubte Handlung durch 
' Sehenden effektuiert worden, so fiele auf ihn zweifellos 
ıöheres Maß ee Bee an der Schadenverur- 
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Fahrläßigkeit auf sich ruhen lassen. Sollte nun den Blinden dag- 
selbe Verschulden, der Vorwurf einer ebenso groben Fahrlässigkeit 
treffen? Seine Blindheit ist doch für ihn in casu wenig minder 
mitverursachender Zufall, als der den Schaden steigernde Straßen- 
bahnwagen für die beiden einander gegenüber gestellten Delin- 
quenten. Zwar wurde mir gegenüber in Laienkreisen gelegentlich 
das Recht des Blinden bestritten, sich ohne Führer auf der Straße 
zu bewegen, und diese Ansicht wird in jedem Verkehrsunfall mit 
einem Blinden als Beteiligtem stereotyp von Seiten des Gegen- 
interessenten des Blinden wiederkehren. Allein der unparteiische 
"Dritte, und vor allem die Rechtsgemeinschaft, wird sie kaum ernst- 
lich unterstützen wollen. Es wäre aussichtslos, zu bestreiten, daß 
der Blinde öhne Führer das Verkehrsrisiko im allgemeinen etwas 
erhöht. Aber dasselbe gilt auch vom Radfahrer und Automobilisten, 
und es ist doch nur oberflächlicher Einseitigkeit eingefallen, aus 
der Benutzung dieser modernen Verkehrsmittel an sich ein Ver- 
schulden im Privatdelikt zu Konstruieren. Daß ein analoges Argu- 
mentieren dem Blinden gegenüber ebenso unbillig wäre, welcker 

jahrelang tagtäglich im Gewühle der Städte verkehrt, ohne n 
einem nennenswerten Straßenunfall beteiligt zu werden, auch 
wenn ihn dann ausnahmsweise ein solcher ereilt, dürfte für die ; 
vertieften Anschauungen, welche das Recht zum Ausdruck bringt, 
außer Zweifel stehen, und man erzählt mir denn auch von einem 
entsprechenden Entscheide einer Baslerinstanz.5? Nicht daß ich 
so weit gehen möchte, in meinem Beispiel den Blinden mit Rück- 
sicht auf sein Gebrechen von allem Verschulden frei zu sprechen. 
Das vertrüge sich weder mit absoluter Unparteilichkeit, noch mit 
meinen grundsätzlichen Ausführungen (oben, 8.12 ff und dieses 
Paragraphen). Den Vorwurf eines Aufmerksamkeitsmangels und 
dessen rechtliche Folgen wird er sich gefallen lassen müssen. Beim 
sehenden Delinguenten im Tatbestande meines Beispiels würde ER ’ 
nur im besten Falle bloß ein BEN ORESA RE GIRO STERN die br 2 


FR Grad der Bahelässiokeit ind damit des Merschuldun würc : 
sich als so verschieden qualifizieren, daß der Eine dies-, der 


52 Ich konnte das Berasliche Urteil bis jetzt nicht era Es: ll. 
reits etwas älteren Datums sein. D 


a en für die Enns des Schadenersatzes nicht. Es 
steht nach ihm einzig die Frage der Deliktsfähigkeit als solcher 
zur Prüfung. Diese ist für den Blinden in vollem Umfange zu 
b jahen, da weder ein absoluter, noch ein bedingter Ausschließ- 
nesgrund die Blindheit beschlägt, im Gegensatz zur Taubstumm- 
heit, welche die Deliktsfähigkeit der bezüglichen Gebrechlichen 
ach 8 828,2 bedingt verneint. Vogel (a. a. O., 8.43) pflichtet 
°iner Ansicht von Jung bei, nach welcher diese Bestimmung in 
bezug auf. andere körperlich Gebrechliche (also z. B. Blinde) zu 
eng gefaßt sei. Für das deutsche Recht läßt sich dieser Vorwurf 
ielleicht hören, da es den fundamentalen Begriff der Urteils- 
igkeit als Voraussetzung der Deliktsfähigkeit nicht zur Ver- 
yung hat, während das schweizerische Recht in Anbetracht sei- 
bezüglichen Positivs von jeder Sonderbestimmung im Schaden- 
atzrechte ruhig Umgang nehmen kann. In Anlehnung an 
t.16 Z2.G.B. reichen die obligationenrechtlichen Verschuldens- 
bestimmungen, angewendet im Sinne und Geiste des Gesetzgebers, 
us zur Anpassung des Rechtes an den praktischen Fall und 
chern in den Grenzen des Möglichen sowohl dem Blinden als 
em Partner ein billiges Schadenersatzrecht. Wenn Vogel an 
ereits mehrfach hervorgehobener Stelle (a. a. O., S. 43) von Ver- 
ldensfähigkeit spricht, so meint sie damit die Deliktsfähigkeit 
die Schadenersatzpflichtigkeit. Sie schließt sich betreffend 
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Ich habe bereits an anderer Stelle dargetan, wie Verschulden = 
und Umstände sich bei der Erzeugung eines Deliktstatbestande a 
ergänzen. Sie müssen und können vom Richter demgemäß auch 
nicht anders als in dem Verhältnis, in dem sie im einzelnen Falle 
zu einander stehen, erwogen werden. Ich habe ferner gezeigt, wie S 
die Blindheit eine durchgreifende Verschiebung im Verschuldens y 
maße bewirken kann. Wo sie das tut, wirkt sie durchaus als 
Umstand im Sinne des Art. 43, 1 rev. O.R. 


Vermögenslage: Die Praxis des Art.51 alt O.R. hat an en 
die Umstände als Kehrseite des Verschuldens und daher ihrerseits “ 
Maßstab des Schadenersatzes alles subsumiert, was sie im Interesse 
einer billigen Ersatzzumessung heranzuziehen für nützlich erach- 
tete. Sie stand nicht an, auch die Vermögensverhältnisse der am 
Privatdelikte aktiv und passiv Beteiligten zu berücksichtigen, 
obschon eine solche Auslegung des Artikels weitgehender gewesen 
sein dürfte, als der Gesetzgeber sie im Auge gehabt haben mochte. 
Daß sie nichtsdestoweniger modernem Rechtsempfinden ent- 
sprang, dafür erbringt Art. 44,3 rev. O.R. den Beweis, der eine 
solche Rechtsanwendung zum Rechtssatze verdichtet. Er konnte 
das um so eher, als schon Art. 58 alt O. R. ein zweites Haftungs- 
prinzip, dasjenige der Billigkeitshaftung, als Korrektiv gegen 
allfällige Härten des Verschuldungsprinzipes einschaltete, welches 
in Art. 54 rev. O.R. neuerdings zum Ausdruck gelangt. Dieses 
ergänzende Haftungsprinzip mit seiner Berücksichtigung der Ver- 
mögensverhältnisse der am Privatdelikt Interessierten findet nur 
Anwendung gegenüber einer leichten Fahrlässigkeit, also einem 
geringen Verschulden. Damit haben wir die rechtliche Folge des 
Verschuldensmaßes nun gewonnen, welche ich oben, 8. 36, bereits 
antönte: Die durch die Blindheit bewirkte Verschiebung im Ver- 
schuldensmaße kann das Einsetzen des Billigkeitsprinzipes mit 
sich führen. In diesem Einsetzen aber liegt ein Schutz, der dem 
Blinden gegenüber zufolge von dessen Gebrechen doppelt wirk- 
sam wird, ein Schutz gegenüber den möglichen Härten eines noc 
so loyal angewendeten Verschuldungsprinzipes. Die Blindheit | 
deutet nämlich Aue kannlermanen eine ganz erhebliche Inne N 


Tr SR 


fruchtbar zu machen.53 Auch das allg. bürgerl. Gesetzbuch 
D: Oesterreich kennt die prinzipielle Verschuldenshaftung noch 


i Anhang. 
* hat das praktische a des Paragraphen als nicht 


‚perrung ee dzlschen) zu treffen versäumt habe. Ist 
ieser en De was für mich nicht über jedem Zweifel 


freien  elenkkung des $ 287 Z. ‘P. ©. im deutschen Recht, ein Vor 
;, der auch für das österr. Recht gemacht werden könnte. 


steht, so liegt seine Rechtfertigung in der verhältnismäßig strengen 
Haftung des Unternehmers im allgemeinen für Leben und Sicher- 
heit seines Arbeiters, wie sie ersterem vom modernen Rechts- ER 
empfinden und dessen Ausdruck in Haftpflichtgesetzen und Ju- 
dikatur zugemutet wird, und er tut also meinen um das Beispiel 
gruppierten Erwägungen grundsätzlicher Natur keinen Abbruch. 
Man hat mir vorgeschlagen, in bezug auf die Deliktsfähigkeit 
des Blinden in Analogie zu derjenigen des Kindes zu exemplifi- 
zieren, da dieser Vergleich so nahe liege, daß die Rechtssprechung 
zweifellos bei der ersten Gelegenheit darauf verfallen werde 
Diese Motivierung mag viel für sich haben; denn die Analogie 
hat ganz allgemein für den Menschen etwas Bestechendes. Allein 
wenigstens für die aktive Deliktsfähigkeit habe ich mich mit dm 
Gedanken nicht befreunden können; denn wenn auch das prak- 
tische Resultat der Ersatzzumessung in beiden Fällen ein ähn- 
liches sein dürfte, so erscheint doch beim Kinde das Mab der 
Urteilsfähigkeit als das wesentliche Moment für. den Grad der 
Deliktsfähigkeit und erst mittelbar die Größe des Verschuldens, Er Fe 
während nach dem bisher entwickelten bei dem Blinden die Ur- | 
‚teilsfähigkeit nicht in Frage steht, sondern das Verschulden init | 
dem sein Maß bestimmenden, oben gezeichneten Wechselverhält- 
nis zu den Umständen, ein dogmatischer Unterschied, den der 
Blinde im Interesse seiner unverkürzten Persönlichkeit nicht hoch 
genug anschlagen kann. 
Billiger erscheint die Anwendung der Analogie bis zu ge 
wissem Grade bei der passiven Deliktsfähigkeit, d.h. in Fällen, 
wo das Kind und der Blinde als Geschädigte auftreten, und zwar 
unter dem Gresichtspunkte, daß einem Schädiger billigerweise 
Schadensverhütungsmaßregeln zugemutet werden dürfen, deren 
Vollkommenheitsgrad selbst der Unzulänglichkeit von Kindern, 
nicht aber derjenigen des Blinden, Rechnung trägt. Der Grund 
für diese Unterscheidung leuchtet ein: Kinder sind Faktoren des 
Alltags, mit denen der Verkehr mlee ihrer allgemeinen Verbreitet- 


heereiiicherwere als mehr oder minder grobe Fahrlässigkeit. R ee 
Blinden, der unparteiische Dritte gelegentlich fast als Oasus, 


nfalls ‚aber als Umstand im oben erörterten Sinne, da sie im 
ergleich zum Eingreifen von Kindesalter eine ausgesprochene 
tenheit bedeutet. Die N ichtergreifung von Sicherheitsmaßregeln 
rch das Kindesalter gebotenem Umfange erscheint außer- 
in weit höherem Grade als Gefährdung vieler, ja sogar der 


hrscheinlicherweise letzteres in casu an der Herbeiführung oder 
Steigerung der schädigenden Wirkung wesentlichen Anteil hat, 
R ährend im entgegengesetzten Falle, wo einzig die Blindheit eine 
tensivere Sicherung geboten hätte, die Einrede des Schädigers 
‚us den entwickelten Grundsätzen über das Verschulden im Wech- 
se erhältnis mit den Umständen nicht ohne Einfluß auf die Er- 
sa zumessung bleiben kann. 


' Im gemeinen und römischen Recht hatten sich in der Erschei- 
nung der Culpakompensation Verschuldens- und Billigkeitshaftung 
egenüber der aquilischen Haftung durchgesetzt, obschon die die- 
en Rechten eigene Konstruktion des Privatdeliktes mit dem bei- 
emischten Strafcharakter des Schadenersatzes einer solchen Ent- 
wicklung eher hinderlich sein mochte. 55 


$6. Blindheit im Verhältnis zur Vertragsfähigkeit. 


ia habe die Vertragsfähigkeit im Laufe dieser Darstellung 
bereits als eine Aeußerungsrichtung der Handlungsfähigkeit nach 


Quod quis e ex eulpa sua damnum sentit, non intelligitur damnum sentire. 
- Nähere hierüber vergl. bei Guhl, a. a. O., $ 5, insbesondere S. 66—67. 


welche mein nach Z2.G.B. runden: anzuerkennen is 
(So auch Vogel, a.a. O., 8.19.) 


Dasselbe gilt auch vom Rechte des deutschen nd des öster 
reichischen bürgerlichen Gesetzbuches und vom Üode ne 
Frangais. 56 i 

Aber hat das System des schweizerischen Privatrechtes ge 
treu seinen großen Linien und namentlich seiner prinzipiellen 
Anerkennung der Handlungsfähigkeit des Blinden im Gebiete des 
Schadenersatzes, beziehungsweise Privatdeliktes, von jeder Sonder- 
regelung abgesehen, so glaubte es anderseits auf dem Boden des. 
Vertragsrechtes Veranlassung zu der Spezialbestimmung von 
Art. 14,3 rev. O.R. (Anm. 45) zu haben.5” Um diese Sonder- 
bestimmung gruppiere ich die Fragen, welche nach der grund- 
sätzlichen Erledigung des rechtlichen Verhältnisses der Blindheit 
zur Vertragsfähigkeit als dessen praktische Kehrseite offen blei- 
ben, Fragen, ihrer Natur nach analog denjenigen, welche ich inner- % 
halb der grundsätzlichen Anerkennung der Deliktsfähigkeit ds 
Blinden in 85 noch zu erörtern hatte, Fragen, Be Sera 
zweiter Ordnung, des konkreten Falles. 


Art. 11 rev. O.R. statuiert für die Verträge den Ge 
der Formlosigkeit oder Formfreiheit als Regel. Ist aber einerseits. 
der Blinde prinzipiell vertragsfähig und anderseits der durch 
sein Gebrechen erzeugte Mangel ein rein äußerlicher, formaler, N = 
dann erwächst es für den Blinden zu Bedeutung, den gesetzliche en 
Grundsatz der Formfreiheit der Verträge so für sich nutzbar zu ; 
machen, daß seiner rechtlichen auch die tatsächliche Vertragsfähig- u 
keit entspricht. Soweit das Gesetz nicht ausdrücklich etwas an 


56 88 104 ff. D.B.G.B. Inh ss 126—27. 
Bu ss 859 f.; 0% CF. a un 


nung den Inhalt der Urkunde gekannt hat. ö 


NG 
u 


r ee ohne die leiseste Moon. 


; Weniger einfach liegen die Dinge in bezug auf die schrift- 
ichen Verträge. Das Requisit der Schriftlichkeit erscheint gemäß 
de gesetzlichen Grundsatze der Formfreiheit der Verträge regel- 
mäßig als dispositiven und ausnahmsweise, bei einzelnen, im Ge- 
‚setze besonders genannten Rechtsgeschäften z.B. Bürgschaft, 
i 493 ff. und an. m Art. 22 > (rev. 0. R.) als absoluten 


Vechtes ist, u erste der vorgenannten Bucktionen im Vorder- 
unde. Im letzteren Falle ist sie kraft Gesetzes Gültigkeitsform, 


einerseits einen Bestandteil des Vertrages. Die erwähnte, 
itzende Erschwerung ist für die schriftliche Form absoluten 


< des Art. 13 rev. O.R. Aus dem Begriffe der Unterschrift | 
Tb. 14 er 0. R. die Eigenhändigkeit als grundsätzlich 


nahmslos die Vorstellung der eigenhändigen Namensunterschri 
der Beteiligten. Damit gewinnen wir als Elemente der erschweren- 
den, minimal durch den Vertragschließenden zu erfüllenden Form 4 
die eigenhändige Hinschreibung seines Namens unter den ge- 
schriebenen Vertrag. Eigenhändig aber ist die Unterschrift, 

welche der Unterzeichner ohne Verwendung anderer, als der üb- 
lichen (Feder und dergl.), insbesondere mechanischer Hülfsmittel 
ausführt. Die Ratio des Erfordernisses der Bigenhändigkeit liegt 
in der Erfüllung der zweiten der vorgenannten Funktionen der 
Schriftlichkeit, in der Sicherung des Vertragsbeweises und zwar 
namentlich des Beweises der Vertragspartei. Dieser Parteibeweis 
wird der eigenhändigen Unterschrift zugemutet, weil sie etwas in 
hohem Maße Individuelles ihres Abgebers zum Ausdruck bringt. 
Dieses außerordentlich Persönliche kann nur schwer und selten 
durch einen Dritten täuschend nachgeahmt werden, und ein 
Schriftzug bietet daher eine gewisse Garantie für die Persönlich- 
keit des Vertragschließenden, ersetzend diejenige des physischen 
Bildes im unmittelbaren, persönlichen Verkehr (z. B. beim münd- 
lichen Vertragsschluß). Vogel hat diese gesetzliche Abgrenzung = 
der Schriftlichkeit in ihrem Abschnitte „Zugänglichkeit der for- 
mellen Verträge für diese Gebrechlichen“ (a. a. O., S. 19 ff.) teil- 
weise übersehen, indem sie die Schriftlichkeit und die Eigenhändig- 
keit als je eine besondere Vertragsform nicht herausarbeitet. Ihr 
Satz: „Schriftstücke und Unterschriften sind schriftlich, wenn | 
sie in Kenntnis der Schreibkunst, eigenhändig, vom Urheber n 
eigener Person, ohne Verwendung mechanischer Hülfsmittel her- 
gestellt wurden“, (a.a. O., 8.20) trifft zu in bezug auf Unter- 
schriften, keineswegs aber in bezug auf Schriftstücke. Letztere, 

wenn sie die im Zitate aufgestellten Erfordernisse erfüllen, ge: 
nügen nicht bloß der gesetzlichen Schriftlichkeit, sondern einem 
Plus, der strengeren Form der een 585 Die Vertrags “N 


®»..Vergl.'Art, 505.12..G..B., 82331, 2D.BG.B;CE&FAr 970; 
a.a.0., 8.55 und unten $ 9, Ziff. 2, S. 86. 


ailleschrif) ur den Rechtsnerkähn unbrauchbar ieh (Vo- 
1 a.a.0., 8.22). Dieser Schluß hält Stand, soweit er sich 
auf die Unterschrift bezieht. Im Gebiete der letzteren ist es für 
ı Blinden bedeutungslos, daß er sich dank der ihm durch die 
lindenschriften und die Schule überhaupt vermittelten Bildung 
lä gst über dem geistigen Niveau befinde, welches im allgemeinen 
d u Analphabeten repräsentieren, nützt es ihm nichts, wenn er 
noch so geläufig eine der erhabenen Blindenschriften schreibt. 
stellt sie her mit Hülfe mechanischer Auskunftsmittel. Sie 
trägt kaum mehr persönliches Gepräge, als das Manuskript aus 
einer landläufigen Schreibmaschine, handle es sich um die Stachel- 
‚schrift nach Haüy oder die nunmehr unter den Blinden allgemein 
gebräuchliche internationale Brailleschrift. Die einschlägigen Er- 
örterungen Vogels fallen aber dahin für diejenigen Bestandteile 
‚des Vertrages, wo nicht mehr Eigenhändigkeit, sondern Schriftlich- 
_ keit in Frage steht. Ein Vertrag kann sehr wohl in einer der er- 
'habenen Blindenschriften geschrieben sein, um, so gut wie der- 
nige aus einer gewöhnlichen Schreibmaschine, den gesetzlichen 
fordernissen der Schriftlichkeit zu genügen. Sind die Kontra- 
nten des Lesens kundige Blinde, so wird ein Vertrag in Brail- 
lescher Punktschrift einmal der ersten der vorgenannten Funk- 
tionen der Schriftlichkeit, der schützenden Erschwerung des Ver- 
'agsabschlusses, in ganz demselben Maße gerecht, wie jede andere 
Niederschrift, und ferner ist er sowohl vor als nach der Unter- 
zeichnung der direkten Kontrolle der Parteien offen, übernimmt 
Iso voll und ganz den Nachweis des Vertragsinhaltes, d.h. den- 
a Teil der Funktion des Breite welcher der 


, 


Punktschrift beherrscht und dies oder den Umstand, den Vertrag 
gelesen zu haben, ausdrücklich (z. B. auf der Privaturkunde selbst) 


dig ist, steht dem Erfülltsein der schriftlichen Form durch den 
Punktschriftvertrag kein durchgreifendes Bedenken im Wege. Der 
Sehende ‚hatte objektiv die Möglichkeit, den Vertrag auch vor 
der Unterzeichnung an Hand des authentischen Brailleschrift- 
alphabetes, versehen mit den entsprechenden Schriftzeichen des 
allgemeinen Gebrauches, zu lesen. Stehen demnach keine ma- 
teriellrechtlichen Hindernisse der Schriftlichkeitsqualität des Se 
Punktschriftvertrages entgegen und besitzt letzterer zufolge dr 
schrifttechnischen Ueberlegenheit des Braillesystems über dasjenige 
von Haüy anerkanntermaßen Vorteile (namentlich bedeutende 
Raumersparnis, sowie größere Uebersichtlichkeit und Handlich- 
keit), so dürfte vielleicht anderseits unter folgendem Gesichts- 
punkte die Niederschrift eines Vertrages sogar unter lauter. le 
senskundigen Blinden in Haüyschrift einer solchen in Braille 
vorzuziehen sein. Sie kann nämlich ohne weitere prozessuale 
oder technische Maßnahmen dem Richter als. Beweismittel vor 
gelegt werden. Diese Möglichkeit dürfte dagegen für den Vertrag 
in Punktschrift bestritten sein, indem wiederum (oben, S. 40) eine 
Analogie nahe liegt, nämlich diejenige zur fremdsprachigen Ur- 
kunde. Wie die meisten Prozeßgesetze zwar die Anrufung einer 
fremdsprachigen Urkunde als Beweismittel gestatten,5? aber den 
Parteien auferlegen, eine Wort- und sinngetreue Uebersetzung 
beizubringen, so müßte sich wohl der Blinde in bezug auf den 
Punktschriftvertrag dem Analogon unterziehen, obwohl sich. auch 3: 
der Richter (wie der obgenannte, sehende Gegenkontrahent) ob- 5 
jektiv in der Lage befände, einen Vertrag in Braille an Hand des. 
authentischen Alphabetes selbst zu lesen, während ihm die Mög- 
lichkeit, sich ohne Mittelsperson mit dem Inhalte einer, frem = 


® Vergl. z. B. $ 107 des bern. Gesetzes über Vereinfachung und N: 
des Verfahrens in Zivilstreitigkeiten vom 3. Juni 1883 (amtliche Sammlung de: 
Gesetze 2 .....1°; ; des Kantons Bern, Justiz II, S. 215). | 
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higen Urkunde vertraut zu machen, oder deren Uebersetzung 
ihre Uebereinstimmung mit dem Wortlaute des Urtextes zu 
en, sehr leicht absolut abgehen kann. Immerhin ist trotz 


chigen Urkunde anzuerkennen, daß bei der regelmäßigen Ar- 
tslast unserer einheimischen Richter und bei der Umständ- 
ed keit, mit welcher das Lesen von Punktschriftverträgen na- 
tlich für Kollegialgerichte verbunden wäre, an einer analogen 


t esbestimmung auf den Beweisführer mit Punktschriftdoku- 
m nten aus technischen Gründen festgehalten werden muß, was 
diesen die Verpflichtung bedeutet, der beweisenden Punkt- 
chrifturkunde eine Uebertragung in eine für den Richter ohne 
| ‚ondere Maßnahmen lesbare Schriftart beizuschließen. Aber 
jenfalls eignet grundsätzlich auch dem Punktschriftvertrage 
zessuale Beweiskraft wie der fremdsprachigen Urkunde. 


_ Resultante aus meiner Beleuchtung zuerst des Verhältnisses 
' erhabenen Blindenschriften zum Formerfordernis der Eigen- 


s grundsätzlichen Unterschiedes zwischen Braille- und fremd- 


endung der in Anm. 59 beispielsweise herangezogenen Ge- 
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elite und Betriebsunfällen heute noch nicht ee 


nicht der Vorschrift von Art. 14,3 des Gesetzes, sondern Ar 
unter die „Personen, welche nicht schreiben können“ seines 
Art. 15. Sie können nicht schreiben im Sinne der Norm, und 
das Gesetz hätte, um diesem Ausnahmezustande Rechnung zu 
tragen, sagen müssen, „Personen, welche keine eigenhändige, auch 
die Beweisfunktion der Partei zur Sache erfüllende Unterschrift 
abzugeben verstehen“. Gegen diese ausnahmsweise Unterschrifts- 
unkundigkeit gibt Art. 15 rev. O.R. das Surrogat des beglau- 
bigten Handzeichens, bei welchem eine Amtsperson mit öffent- 
lichem Glauben dafür eintritt, daß das Handzeichen der nicht 
eigenhändig zu unterschreiben vermögenden Partei eigne, wodurch 
sie den wesentlicheren Teil des Beweises der Partei zur Sache. ne 
übernimmt.61 Zu den Blinden, welche infolge der Unkundigkeit 

eigenhändiger Unterschrift beim selbsttätigen Abschlusse schrif 
licher Verträge zum beglaubigten Handzeichen Zuflucht nehmen 
müssen, zählen fast alle bis jetzt in den schweizerischen Blinde: . 


gehenden Versuchen gegen die Beeinträchtigung der tatsäch. 
lichen Vertragsfähigkeit durch die Blindheit pädagogisch anzu 
zanien bewenden lassen. 


1913 in St. Gallen). | 
61 Die Re untersteht betr. ihre formale Gestalt, insbes 


So auch Vogel, 2.2. 0., S. 22. 
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i Punktschrift, d.h. sie wird durch die Beglaubigung rechts- 
erheblich, wie das Handzeichen. Diesem Standpunkte gegenüber 


; nung der blindenschriftlichen Unterschrift als Handzeichen ebenso 
es isch ein rechtliches, als ein tatsächliches ernstes Bedenken ent- 
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delikte als an IE möglich erklärt. 62 ”: 
Ein gewisses Bedenken gegen die Brailleschrift als Mit 

der Festlegung vertraglicher Verpflichtungen ließe sich möglicher 
weise daraus erheben, daß sie sich als etwas leichter zerstörb ır 
und veränderbar erweist, als gewöhnliche Hand- oder Maschine; 
schrift. Gelegentlich genügt ein ungeschicktes Falten eines Punkt. 
schriftstückes, um das Relief in den Text verundeutlichend 
Weise zu beschädigen, oder das Hinzufügen eines Punktes, um 5 
eine Zahl in eine andere (z. B. 6000 in 7000) zu verwandeln. 
Allein die immer wieder auftauchenden Urkundenverbrechen der 
Praxis beweisen, daß Fälschungsmanipulationen auch bei der im 
Geschäftsverkehr üblichen Schwarzschrift keine Unmöglichkeiten 
bleiben, und der blinde Kontrahent kann sich gegen solche Ueber- 
vorteilung dadurch wehren, daß er das vom Vertragspartner un- 
‚terschriebene Doppel zu seinen Handen nimmt und mit ihm aus 
gefälschtem Beweismittel gegen ihn erhobene Ansprüche aus dem 

Felde schlägt, ein Sicherungsmittel, das auch in der Vertrags- 
praxis der Vollsinnigen einen breiten Raum einnimmt.63 Jeden- 
falls ist dem blinden. Kontrahenten zu empfehlen, in Punktschrift- 
verträgen vorkommende Zahlen auch in Worten auszuschreiben. 
Vielleicht haben die Kommentatoren des rev. O©.R. den hier ver- | 
tretenen Standpunkt der Zulässigkeit der Blindenschrift für die 
gesetzliche Schriftlichkeit bereits als haltbar eu wenn. sie 


lich de besonderen Blindenschrift, die Gefahr der Unterteil 
dieser Personen unter das gemeine Recht“ (unter die allgemeinen 
Vorschriften und Grundsätze) „eher abgenommen hat“. 


Nach dem bisher in diesem Paragraphen entwickelten schnei- 
den die blindenschriftlich festgelegten Verträge, sofern sie nur 
eigenhändig oder durch beglaubigtes Handzeichen unterfertigt 
sind, diejenige Frage von vornherein ab, welche bis jetzt in der 
Theorie über die Stellung des Blinden zum Wesen der Unter- 
‚schrift im Vordergrunde des Interesses stand: „Si un aveugle est 


= Liszt, Lehrbuch des deutschen Strafrechtes (1908), S. 528, san, zu 8 
° .Vergl. sogar Oser, Komm. zum r. O.R. Art. 13, Anm. 1, RE 
4 Oser, a. a. O., Art, 14,3, Anm. 2, S. 155. 
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‚bschließenden äußerlichen Tätigkeit des Federzuges. Zur Durch- 
führung der ersteren Handlung befinde sich der Blinde aus der 
e.. seines Gebrechens ‚heraus außer Stande. Er entbehre des 


ite zum Ausdruck gekommen, zugrunde. Die Gesichtspunkte, 
er denen. diese den blindenschriftlichen Verträgen gegenüber 
infallen, habe ich hievor eingehend auseinandergesetzt. Offen 


derschriften, d.h. solche in nur durch das Auge zu lesenden, 
enannten Flachschriftarten, erfahren hat. Sie gewinnen grund- 


N Kr ver 


52 


dringt. Die belgische Pandektenstelle beruft sich unter anderem | 
auf den Umstand, daß die Praxis nicht gewagt habe, die Unter- we 
schrift des Blinden als schlechtweg gültig zu erklären, und zwar 
trotz deutlich spürbaren Strebens nach dieser Richtung mit ein- 
läßlicher Motivierung aus Gesetz und Rechtsgeschichte, sondern 
die Verbindlichkeit einer solchen Unterschrift an die Bedingung 
knüpfe, „si dol et fraude ne sont pas intervenus“. In der Tat 
weist diese Einschränkung hin auf die unverkennbare Gefahr 
„danger incontestable“, welche für den Blinden in der Unter- 
zeichnung eines bloß in Flachschrift niedergelegten Vertrages 
liegt, und welche auch der Gesetzgeber des rev. O.R. als Motiv 
zu Absatz 3 des Art. 14 im Auge hatte. Diese Gefahr besteht 
darin, daß der Vertragsgegner des Blinden aus dessen physi- 
schem Unvermögen, ein zu unterzeichnendes Schriftstück in 
Flachschrift zu lesen, Kapital. schlägt, indem er von einer vor- 
bereitend getroffenen mündlichen Vereinbarung bei der schrift- 
lichen Festlegung des Vertrages in die vorgesehene Proportion 
von Leistung und Gegenleistung verändernder Weise abweicht, 
oder, möglicherweise auch darin, daß der Blinde ein bei der Vor- 
bereitung des Vertrages unterlaufenes Mißverständnis nicht noch 
vor der Unterzeichnung der Urkunde entdeckt. Namentlich ge- 
fährlich wird der durch das Gebrechen erzeugte Ausfall an per- 
sönlicher Kontrolle seitens des blinden Kontrahenten gegenüber ; 
der erstgenannten Möglichkeit. Ein seiner Zeit praktisch gewor-- 
denes Beispiel, das den unliebsamen Einfluß der Blindheit bei | 
Vertragsabschlüssen nach der angedeuteten Richtung drastisch 
illustriert, erzählte ein Herr van Muyden aus Lausanne Herrn 
Professor Eugen Huber in Bern: Ein Blinder sollte nach einem 
zum Beweise vorgelegten Schriftstücke fünfzig Aktien gezeichnet 
haben, während er auf bloß fünf Aktien sich verpflichtet zu haben 
behauptete. Ich habe nun die zwei Positionen, einerseits die dog- 
matische der belgischen Pandekten und andererseits deren prak- = 
tische Kehrseite, diejenige der Intervention von „dol et fraude“. 
der belgisch-französischen Praxis, auf welche sich Art. 14,3 rev. 
O.R. ebenfalls stützt (namhaft gemacht wurde in der ie n 


tisch zu beleuchten. 


gesetzgebenden Körpern hervor (s. die Anm. 66 und 68): 
Ben gegen die oben. a Gefahr mehr oder minder 


= Als Mittel zur Erreichung dieses Zweckes gibt der Rechts- 
zwei alternativ zu verwendende Verschärfungen der zu be-. 


en, det der Nachweis zu sichern, daß der Blinde im 
eitpunkte der Unterzeichnung den Inhalt der Urkunde gekannt 
habe. Was die Zweckdienlichkeit des ‚ersten dieser Mittel be- 


Blinde, welcher die Blnbieudg seiner Unterschrift af einer : 
Privaturkunde veranlasse, letztere ihrem Inhalte nach gründlich 
ra und entschlossen sei, sie uneingeschränkt gegen sich wir- 


| teimen‘ daß der Gesetzgeber er Beglaubigung auch 
De die vorerwähnte mittelbare Wirkung überbindet, 


haltung dieser engen Fassung für die blindenschriftlichen Verträge 
zur Folge gehabt hätte, aus früher Entwickeltem leicht übersehen. 
Die ständerätliche Kommission hatte eine gewisse Schwäche der 
Beglaubigung gegenüber der ihr in bezug auf die Unterschrift 
des Blinden zugewiesenen Zweckerfüllung erkannt und daher 5 
vorgeschlagen, ihre Funktion einer „amtlichen Kenntnisgabe vom 
Inhalte der Urkunde“ zu übertragen. 68 Trotz seiner durchaus zu- 

treffenden Motivierung wurde der Antrag zugunsten der Be 
glaubigung wieder fallen gelassen. Erst sehr spät setzte eine 
Anregung aus Blindenkreisen (nicht von „Blindenschutzvereinen‘“, 
wie der Referent der ständerätlichen Kommission, (Anm. 68) irn 
tümlicherweise ausführt), gegen die enge Fassung des bundesrät- 
lichen Entwurfes ein. Dieser Initiative gaben die Behörden ver-r 
dankenswerterweise in letzter Stunde in den Grenzen des tech- ‘e 
nisch noch Möglichen Folge durch die Einschiebung des im Laufe 
dieses Paragraphen bereits mehrmals gestreiften Nachweises als 
eines zweiten Mittels, die Unterschrift des Blinden mit Rechts- | 
verbindlichkeit auszurüsten. Während der Sonderrechtssatz bei 
der Beglaubigung in lakonischer Kürze dem an seiner Wurzel 
treibenden Gedanken das dieses verwirklichende Rechtsinstitut 
substituiert, bringt das zweite Konvaleszierungsmittel der Unter- 
schrift des Blinden in allgemeinerer Weise den diesem obliegenden \ “ 
Zweck zu lebendigem Ausdruck, für die Wahl der speziellen, AN 
zweckförderlichen Mittel einen gewissen Spielraum lassend. Daß 
einmal die Blindenschrift geeignet ist, den durch die vorerwähnte 
Einschiebung geforderten Nachweis zu führen, habe ich bereits 
an anderer Stellg entwickelt. Ihre Bedeutung in der Vertrags 
praxis des ‚Blinden dürfte unter der Herrschaft des ‚Sonderrechts- 


rung dieses Nachweises, He amtliche Kenntnisgabe vom n Inhalte 


der Urkunde, welche nun nach der erweiterten Fassung der Be- 
stimmung nicht mehr durch die a ausgeschlossen wi T 


% Sten. Bull. Nr. XX (1910), S. 162 ff. (St. R.). 


1 , 


chon auf 8.54, bezw. 8.52 oben. An der entsprechenden Stelle 
ich auf den Vorzug der amtlichen Kenntnisgabe gegenüber 
Beglaubigung in der Richtung der Ratio der Formverschär- 
g aufmerksam. Dagegen ist zu betonen, daß die amtliche 
ntnisgabe, so gut wie die Beglaubigung, eine ganz erhebliche 
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sen. Mir erscheint aber die Zweckdienlichkeit ass 
etwas problematisch. Selbst wenn die Sondererklärung vom Blin 
den eigenhändig geschrieben wird, bietet sie der Unterschiebung. 
anderer als der vereinbarten Verträge kein größeres Hindernis, 
als die Unterschrift des allgemeinen Rechtssatzes, und wenn sie 
gar als dem Vertragstexte integrierender Bestandteil behandelt, 
d.h. wie der Vertragstext eine Festlegung in mechanisch her- 
gestellter Flachschrift erfährt, wozu bei der Unbequemheit eigen- 
händigen Schreibens auch für den dessen kundigen Blinden die 
Versuchung außerordentlich nahe liegt, kann sie, so gut wie eine 
„dol et fraude‘ verkörpernde Abweichung vom Vertragswillen des 
Blinden, der Urkunde einverleibt werden. Eine verhältnismäßig 
hohe Zweckdienlichkeit im Sinne der Sonderbestimmung kommt 
schließlich einem fünften Verwirklichungsmittel, der eigenhän- 
digen Niederschrift des ganzen Vertrages durch den blinden 
Kontrahenten zu. Nur stellt sie an die überwiegende Mehrzahl 
dieser Gebrechlichen ungemein hohe technische Anforderungen, : 
welche für den Geschäftsverkehr außerordentlich unbequem wer- 
den müssen. Auf die gesetzliche Abgrenzung der Eigenhändigkeit 
gegenüber der Schriftlichkeit wies ich schon oben hin und komme 
unten in $ 9 näher auf die Beziehung der Ersteren zur Blindheit 
zu sprechen. 


Nach dieser Betrachtung des durch Art. 14,3 rev. ©.R. 
angestrebten Zweckes und der zu dessen Verwirklichung geeigneten 
Mittel erschließt sich die Frage, ob der Sonderrechtssatz der ihm 
zugedachten Funktion gerecht werde. Zweifellos ist dem Blinden 
gegen sein persönliches Minus ausbeutende Uebervorteilung ein 
durchgreifender‘ Schutz geboten. Der Mangel der Beobachtung i 
der in Art. 14,3 geforderten Verschärfung der Form entkleidet 
die Unterschrift des Blinden ihrer Rechtsverbindlichkeit. Er ent- 
bindet dadurch den Blinden der Führung der in der Regel außer 
ordentlich schwierigen Beweise von Täuschung oder Irrtun 
welche er kurzerhand durch die Einrede eines Formdefektes 
setzt. Ist die Schriftlichkeit für einen zum Gegenstande ei 


des Ver- 


Antsprechend den zwei alternativen Folgen der Einrede aus 14,3 
SO:R;: gestaltet sich der dem Blinden durch den Sonderrechts- 
tz namentlich gegen dolose. Benachteiligung gewährte Schutz. 
Bei Verträgen mit dispositiver Schriftlichkeit schlägt die Einrede 
las Beweismittel, in welches der Vertragsgegner dem Vertrags- 
illen des Blinden zuwiderlaufende Elemente eingeschmuggelt, 
bei die Wahrscheinlichkeit, daß dem die Uebervorteilung Be- 
sichtigenden ein zweites, diese unterstützendes Beweismittel 
zur BO naunE ‚stehe, eine Srner bleibt. Bei EN mit ab- 


hnidele Einrede den geltend gemachten re überhaupt 
d damit auch die Ueberforderung ab. 
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meinen Bedenken gegen die von mir als vierte Ergänzung d 
Form erörterten Sondererklärung anschließen sollte. Dabei ist 
nicht zu übersehen, daß diese Verkehrserschwerung fast aus- 

schließlich die tatkräftigsten und intelligentesten Elemente unter 
den Blinden trifft, welche sich dank ihrer Leistungsfähigkeit zu 
einer- bescheidenen, mehr oder minder selbständigen Existenz al 
kleine Gewerbetreibende durchringen, während ihre übrigen Lei- 
densgefährten entweder der eigenhändigen Unterschrift nicht 
kundig (oben, S. 47 ff.) oder durch ihre wirtschaftliche Lage dem 
Geschäftsleben dauernd entzogen sind. Besonders fühlbar dürfte 
sie für diese Kategorie von Gebrechlichen werden, wenn man 
bedenkt, daß die dem Sonderrechtssatz zugrunde liegenden Er- R 
wägungen gegenüber jeder Unterschrift von Blinden auf Flach- An 
schrifturkunden, also nicht nur auf Verträgen im engsten Sinne, 
sondern zZ. B. auch auf Quittungen zutreffen, Instrumente, deren re 
Ausstellung in großer Zahl auch ein kleiner Gewerbebetrieb not- 
wendig macht. Zwar scheint der Gesetzgeber der Meinung ge- 
wesen zu sein, es stehe nach dem Sonderrechtssatze beim Be- 
dachten selber, ob er den ihm zugedachten Schutz in Anspruch 
nehmen und sich der daherigen Verkehrserschwerung aussetzen 
wolle, wenn er fand: „Wenn der Blinde seine Unterschrift ohne 
Beglaubigung gelten lassen will, so soll es dabei bleiben; aber er 
soll sich darauf berufen dürfen.“ Er war aber dabei so sehr in 
der wohlgemeinten, durch den Rechtssatz zu verwirklichenden Idee 
aufgegangen, daß ihm das durch die Spezialnorm geschaffene 
Sonderinteresse des Vertragsgegners des Blinden entging. Er über- 
sah, daß die Rollen betreffend guten und bösen Glauben sehr 
wohl auch ab und zu umgekehrt verteilt sein können, als sie die 
Motive zu 14,3 voraussetzen. Der Vertragspartner des Blinden 
aber wird im einzelnen Falle dieses Uebersehen meist nicht. 
wiederholen. Hat er seinerseits durchaus lautere Absichten beim 
Vertragsschlusse, so leitet ihn natürlich das lebhafteste Interesse, 
diese Absichten in einem einwandsicherern Beweismittel oder in 
„feuerfester‘‘ Form festzulegen, das heißt, er sieht sich gezwun 

gen, gegenüber a Blinden auf Beobachtung der nach 14, 2 


ziehungsweise ohne Sonderform schriftlich geleistete Bürgschaft 
8 zahlt werden. Aber die Klagbarkeit eines Rechtsgeschäftes der 
2 equemlichkeit eines Formmangels zu opfern, hieße doch eine sel- 
ten : zu verantwortende Nachlässigkeit. Diese Erwägungen seitens 
«  Vertragsgegners des Blinden werden letzterem in vielen 
en der Praxis den gewöhnlichen Flachschriftvertrag mit der 
lo en Unterschrift als Beweismittel der Partei zur Sache ver- 
chließen, eine Tatsache, die der Blinde nur ungern gegen den 
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delns trotz derselben billigerweise trägt wie irgend einer diejenige, 
ungenügender Vorsicht im Geschäftsverkehr (oben 8 4, 8. 26). | 
In Anknüpfung an diesen Standpunkt bringe ich ferner in. An- ® 


der Pandektenstelle loben S. 51), festhält und auch als Ratio von 
14,3 r.O©.R. wiederkehrt, Tatbestände umfaßt, welche nach all- 

gemeinen Rechtsregeln, also auch für den körperlich normalen 
Kontrahenten, eine schützende Unverbindlichkeit der Unterschrift 
begründen. Schon die grundsätzlichen Einwendungen in Ziff. 4 
der Pandektenstelle (oben 8.51) gegen die Gültigkeit der Blin- 
denunterschrift rechnen in erster Linie mit der Unterschiebung 
einer nicht dem Vertragswillen des Blinden entsprechenden Ur- 
kunde und würden ohne dieses des größten Teiles ihrer prak- 
tischen Bedeutung verlustig gehen. Auch das praktische Beispiel 
(oben, S. 52), welches durch zahlreiche ähnliche Möglichkeiten 
(dolose Nichteintragungen, zu hohe Abschreibungen in von Blinden 
präsentierten Sparheften und dergleichen) vervielfacht werden 
könnte, bildet einen solchen Tatbestand. Es handelt sich dabei 
um lauter Fälle mehr oder weniger betrügerischen Charakters, 
Erregung von Irrtum und Täuschung. Im schlimmsten Falle, wo 
alle andern Subsumptionen versagen sollten, läßt sich auch ge- 
legentlich ein Tatbestand der „laesio enormis“ nach Art. 21 rev. 
O. R. konstruieren. In all den Fällen, welchen der Sonderrechts- 
satz von vornherein begegnen will, ist die Unterschrift des Ver- 
letzten schon aus allgemeinem Rechtssatz un- bezw. beschränkt 
verbindlich. Ohne Spezialbestimmung würde es sich für den Blin- 
den darum handeln, seinen persönlichen Verhältnissen entspre- 
chende Sicherheitsvorkehren beim Vertragsabschlusse oder dessen 
Festlegung in schriftlicher Form zu treffen, welche geeignet wä- 
ren, den in Betracht kommenden Widerrechtlichkeiten rechtzeitig ig 
vorzubeugen, um der in der Regel auch für den Sehenden schwie- 
rigen Beweisführung für Vorhandensein von Irrtum oder Tä 
schung von vornherein aus dem Wege zu gehen. In der Vorkel 2 
dieser Sicherungsmaßnahmen glaubt das Gesetz dem bedroht: 


Rech träger ‚vorgreifen zu müssen. Und doch läge ohne die Son- 
Be der Schutz des Blinden bei letzterem selbst, d. h. 


J ee K Vertrag vor der erreichte auf seinen 
. nn zu A abzuwehren. Die schon aus A Gebrechen an 


er ie N des rue der ausge Dritter bei 
Ss Be 2 es Zur Verhütung widerrechtlicher An- 


E us eye, ein Verkehrsbedürfnis einer verhältnismäßig kleinen 
‚Interessengemeinschaft in dieser jüngsten Sonderbestimmung vom 
Gesetzgeber verkannt wird. Die verkehrserschwerende Wirkung 
' Sonderrechtssatzes wird noch dadurch erhöht, daß die Blin- 
nunterschrift nur durch an der Sonderform verbind- 


ir cn für den blinden Kontrahenten, wie für jeden Oetänseh 
ten oder Irrenden, eine ausreichende Möglichkeit besteht, durch 
Heranziehung unparteiischer Dritter über den unterlaufenen Irr- 
im oder die erlittene Täuschung aufgeklärt zu werden. Nicht 
ngebracht möchte ich schließlich einen Einwand gegen 14, 3 
‚©. R. lassen, auf welchen mich, so nahe er lag, eine römische 
Pandektenstelle führen mußte:?2 Der Blinde war im römi- 
Rechte grundsätzlich und (das hing zusammen mit den 
en Een, 2... BD. der Stipulatio des älteren, der 


REIN. 


gebotenen Geldstücke oder Surrogate derselben auf ihre Kurs 


nulla a nulla venditio est“. 


zu Sonderbestimmungen für Blinde verleitet, Fand ‚damals re 
mäßig eine praktisch identisch wirkende subjektive Unfähigk: | 
vor. Daher lag dem römischen Juristen in bezug auf den blinde 
Kontrahenten ein anderer Gedanke näher, als unsere neuer RE 
Streitfrage bezüglich der schriftlichen Verträge, der Irrtum im 
Stoff oder in der Beschaffenheit der Sache, den das Gebreche: n 
verursachen kann. Auch heute umdroht diese Gefahr den Blinden 
und er fürchtet sie im Alltag weit mehr, als Täuschung und Irr- 
tum beim Abschluß schriftlicher Verträge. Ihretwegen schließt 
er zahlreiche gut bürgerliche Rechtsgeschäfte von Hand zu Hand 
nur ungern und notgedrungen ab, ohne dem Gegenkontrahenten 
seine Vertrauensperson als Regulator des kaufmännischen Vorteils 
entgegenzustellen. Hierbei die notwendige Vorsicht walten z 
lassen, bedeutet ein Stück Urteilsfähigkeit und darf daher, wie 
bereits mehrmals betont wurde, dem Blinden zugemutet werden. 
Bei Entgegennahme von Zahlungen kann er sich schließlich, soweit 2 
etwa die Schriftlichkeit eine Rolle spielt, dadurch gegen Ueber- 
vorteilung schützen, daß er eine selbst geschriebene Quittung un- 
terfertigt. Dagegen wäre es ihm häufig unmöglich, die ihm an- 


fähigkeit zu prüfen. Der Römer wählt als Beispiel den Konsen- 
sualvertrag des Kaufes und gibt eine Lösung, welche sich ihrem 
Wesen nach nahe mit derjenigen in Art. 24,2 rev. Ö.R. be- 
rühren dürfte: In der Sache, nicht bloß in deren Eigenschaften, 
muß der Irrtum geschehen sein, um den Vertrag unverbindlich 
zu machen.?? Wohin es aber führen müßte, wenn angesichts dieser 

Gefahr im Gebiete der Rechtsgeschäfte von Hand zu Hand dm 
Blinden eine ‚schützende Sonderregelung durch das Gesetz auf 


eh käme ee der Negation der Verkehrsfähigkeit. 
wirtschaftlichen Selbständigkeit des Blinden nahezu gleich. Meine 
Erachtens hätten auch im Gebiete des Vertragsschlusses die groß- 
zügigen Rechtssätze von Art. 21, 24, Zif. 3, 28 und sl rs 2 N 


q r angefochtenen Sonderbestimmung vorzuschlagen, welcher 
Zweck erfüllen würde, ohne für den Bedachten die ent- 


C tangte ich bis jetzt zu ı keiner befriedigenden Kosnna. Das 
‚hverlieren des Gesetzes aus großen Linien in mehr oder min- 
kasuistische .. nm, scheint stets etwas .pro- 
ae erech zu sein. 


a E: N, und EL deutsche Eiandeiscretahnen. Li 
= Eon. ein Urteil ‚des a vom 22. Mai 


- Die ehe vom a der Blindheit zur Schriftlich- 
it beschlägt also im allgemeinen auch den Wechsel. So in- 
riert die Fähigkeit der Wechselzeichnung jedem handlungs- 


. 


ähi; en, ee Ammeaeise ..—. Rechtsträger.” Hat 


’ ER aus und beraubt damit eine große Zahl der heutigen Blin- 
Bde Fähigkeit der Wechselzeichnung (Art. 122,5 O.R.). Da- 


. der oben erörterten Sonderform. Demnach 
\ Ber: ne. gas a für die Fähigkeit: zur 
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bei der Zurückhaltung, mit welcher sich infolge der Wechsel- 
strenge das kleine bürgerliche Leben des Wechsels bedient.?? Allein 
schon wieder näher geht dem Blinden der Umstand, daß Art. 836 
auch den Check den wechselrechtlichen Grundsätzen unterstellt, 
mit welchem er bei der zunehmenden Ueblichkeit des Kontokorrent- nr 
verkehrs schon leichter in Berührung kommt. a 

Die deutschen, landesrechtlichen Kondifikationen sh häufig 
für die schriftlichen Verträge des Blinden TEN a jr 
weise recht rigorose Formen vor. Be. 

Das Gesetz durchbricht den allgemeinen Grundsatz de Po | 
freiheit der Verträge neben der gesetzlichen Schriftlichkeit (oben 
S. 43) noch durch die Forderung der öffentlichen Beurkundung für 
eine Reihe vertraglicher Vereinbarungen, deren geläufigste das. | 
Immobiliarsachenrecht aufweist.” Die öffentliche Beurkundung 
stimmt in ihrem Zwecke mit der gesetzlichen Schriftlichkeit über- 
ein, überbietet aber die letztere an Intensität der Zweckverfolgung. 
Sie ersetzt oder verstärkt, wo sie als Vertragsform erscheint, Ba 
die Beweisfunktion der Unterschrift der Kontrahenten durch das 
Moment des öffentlichen Glaubens, in die Urkunde hineingetragen | 
bald durch eine als Urkundsperson im allgemeinen anerkannte 
Persönlichkeit (bei uns vorherrschend der Notar), bald durch in 
der. Natur der Sache gegebene Amtspersonen ii B. der Zivil 
| a | 


a.a.0., S. 73, welche sich durch den oben im Texte erörterten Unterschied. 
Unterschr ift nicht und der ihrer kundigen Blinden noch akzentuieren. er 
re vergl. ‚die bei Mell (8. Anm. 30 N zit. Bestimmungen: Oest. Ei 


{ dendei Palsachen in einer für längere Dauer kohtrohlien. 
Eee ı Form festlegen und wird sich zu 


wo sie in einem Rechtsstreite als Beweismittel angerufen 
Die an Bedenken sind im le ‚Fall viel- 


zZ rg welche bereit sein wird, sich die Blindenschrift zu 
sten. Ss durch. den Blinden jederzeit leicht kontrollierbaren 
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Ganz analog wie bei der gesetzlichen Schriftlichkeit, a 
neben der Frage der Zulässigkeit der Blindenschriften für 
Festlegung des Textes diejenige der Gültigkeit der eigenhändige, 
Unterschrift des Blinden auf einer für ihn nicht lesbaren Urkunde. 5 
Die belgischen Pandekten gelangen auch hier zu verneinend 
Beantwortung (Ziff. 4, zit. in Anm, 65, oben), immerhin einen 
namhaften Juristen als Vertreter der gegenteiligen Ansicht rele 
vıerend. Meines Erachtens dürften sich unsere kantonalen Ur- 
kundenrechte dieser letzteren Richtung anschließen; denn wenı 
der unterschreibende Blinde auch vor der Amtsperson mit der 
Unterschiebung einer andern, als der gewollten und eventuell 
vorgelesenen Urkunde rechnet, so sehe ich nicht ein, welche Ge 
währ für Nichtunterlaufen solcher unlauterer Manöver ihm das 
von den belg. Pandekten vorgeschlagene Surrogat seiner Unter- 
schrift bietet, nach welchem letztere durch den Vermerk einer 
Amtsperson ersetzt würde, die Partei sei infolge Blindheit nicht 
in der Lage, eine Unterschrift abzugeben, da sie zwar eigenhändig 
schreiben, nicht aber sich überzeugen könne von der Identitä h 
der zu unterschreibenden und der zu unterschreiben beabsichtigten 
Urkunde. Bei übereinstimmender Täuschungsabsicht der Amtsper- 
son und der Zeugen, welch letztere doch regelmäßig bei der öffent- 
lichen Beurkundung zugezogen werden müssen, wie sie zur Reali- 
sierung von Unlauterkeiten dem Blinden gegenüber unerläßlich 
scheint, hindert der bezügliche notarielle Vermerk den Betrug 
gegenüber dem Blinden nicht weniger und nicht mehr als dessen 
Unterschrift, bedeutet also ein zweckloses Präjudiz gegen die 
Urkundsfähigkeit und damit die Verkehrsfähigkeit des Blinde 
an welchem das Recht aus rein dogmatischen Rücksichten nicht 
festhalten wird, das seinem Ursprunge (oben 8.31 und unten 
im Anhange des Paragraphen, 8. 68) treu ua 


Anhang. 


Wie sehr die in Art.14,3 r.O.R. gegebene Verkeh eı 
| schwerung den wirtschaftlich a Blinden bel 


um at TE N 


[ne ae 


cl ift: ohne Sondern. kontra sei es zufolge eines 
emeinen Vertrauens, das er bei seinen Geschäftsfreunden ge- 
ös se [oben 8.58], sei es infolge der geringen Bekanntheit der 
0 erbestimmung, welche ihrerseits aus dem absolut gemessen 

nen Anwendungsgebiete der letzteren resultiert, und es ist 
2 hoffen, daß diese loyale Praxis vorhalte und die Gefähr- 
& ‚der Er allen sich nicht tatsächlich zur Verkehrs- 


pa te) dem Blinden nach der an 
zu machen, zu lebendigem Ausdrucke gelangt. Was würde 


Yoltesig wäre er zweifellos, wo der Grundsatz der Form- 
iheit der Verträge zur Anwendung kommt. Wie aber, wo ge- 


gedeuteten Richtung hin a 
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Wortlaut den Schatz der Errungenschaften, den wirtschatd 
Aufschwung nicht in schrankenloser Fülle durch den Gesellschafts- Er. 
körper strömen lasse, nicht mehr die möglichste Wohlfahrt mög- er 
lichst aller bedeute, da habe der Gesetzgeber nicht mehr (das Gesetz, 
sondern das Recht gewollt, nicht mehr den Buchstaben, sondern Er 
den Geist. Ich gebe diesen zweiten Standpunkt als absolut gemes- 
sen den idealern zu, jedoch ohne ihn für das konkrete Recht zu 
akzeptieren. Dieses muß mit Menschen in all ihrer Unzureichend- 
heit rechnen. Bei dieser aber ist die äußerste Umgrenzung der 
Rechtsanwendung durch den Willen. des Gesetzgebers im Gesetze 
und nicht in dem unermeßlichen Rahmen des Rechtes Gewähr 
gegen richterliche Willkür und ätherische Spekulationen. Wo der 
Richter durch die Verhältnisse gezwungen wird, diese Ummarkung 
zu durchbrechen, da ist das Recht krank. Der Gesetzgeber, nicht f 
der Richter, soll in der gesunden Rechtsgemeinschaft die Pulse der 
Epoche registrieren und ihnen seine Formel anpassen, und in die 
Zukunft ist der hier folgende Hinweis Zur. neue Perspektiven. we 
richtet: 


Wird die Phonographwalze der Ratio der gesetzlichen Schrift- 
lichkeit und der öffentlichen Beurkundung gerecht? Erfüllt sie 
die zwei im Paragraphen entwickelten Funktionen? Bietet sie die 
schützende Erschwerung beim Vertragsabschlusse und einen 
dauernden Vertragsbeweis, einen Beweis des Vertragsinhaltes und 
der Parteien zur Sache? Das sind Fragen, welche das Recht der 
Technik stellt, wenn es sich die moderne Errungenschaft des 
Phonographen zu eigen machen will. Es stellt sie der Technik, ich 
muß sie hier offen lassen und vermute bloß bejahend. Die Urkunde 
wäre minder und mehr jederzeit kontrollierbar, die Stimme der 
sich Verpflichtenden vielleicht so gut als Schriftzüge am Stempel 
der Persönlichkeit erkennbar. Ein altdeutscher Spruch behauptet 
zwar symbolisch: „Man sieht weiter, als man hört”. Ich muß y 
zugeben, daß das Auge für den Stempel der Persönlichkeit emp 
findlicher zu sein scheint, als das Ohr, daß der Sehende das Indi- 
viduum durch das Auge leichter, jedenfalls rascher identifiziert 
als selbst der intuitiv geübte Blinde. Auer ‚Schriftzüge sind im- 


wenn man ihnen nicht mehr Tdentitiziehingembeien et zubilligte 33 


IR 


€] en Unterschrift in Analogie zu abi eigenhändigen 
k ‚hrift De der eo, ‚Schriftlichkeit die Eigenmündig- 


NT u 2 ee 


Eichen race nach an Stabilität nachstehen. Aber es 
= eigener Zufall sein, wenn das 20. 4 ahrhundert, das die 


Re en phonographisch Festen Veriräne 
al nindestens Privaturkunden bilden. Ich subtrahiere freiwillig 
ve nünftig alles Bestrickende, was die Idee für uns in sich birgt, 
ın bleibt mir " doch ein Funke bescheidener Hoffnung, wenn 


a Blindheit im Verhältnis zur Stellvertretung 


$ 7. ‚Im EN Auen. 


2ER; D.B.G.B. ss 64 fi. und 179—80. 
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als eigenes Rechtsinstitut Sonderrechtssatz81 erzeugt, den allgemei 
nen Normen des Vertragsrechtes, und es finden auf sie (z. B. auf 
ihre Begründung usw.) die Erwägungen meines Paragraphen 6 
Anwendung. Sie hat zum Zwecke die Ueberwindung einer mög- 
lichen, rein äußerlichen, tatsächlichen, häufig bloß vorübergehenden 
Hinderung eines Rechtsträgers, den, oder auch nur einzelnen, für 
die Wahrung seiner Interessen erforderlichen Rechisgeschnite ne 
nachzugehen. Sie bildet nicht einen Ersatz der rechtlichen Qualität 
der Handlungsfähigkeit. Das Rechtssubjekt bedarf vielmehr der 
letzteren, um die vertragliche Stellvertretung zu seinen Gunsten 
zu begründen. Die gewillkürte Stellvertretung bildet denn auch 
das wirksame Mittel, durch welches der urteilsfähige, mündige 
Blinde seine grundsätzliche Handlungsfähigkeit hindurchrettet zwi- 
schen den Klippen der gesetzlich vorgeschriebenen Vertragsform 
(vergleiche oben 8. 61) oder seiner natürlichen Unzureichendhet 
in gewissen Einzelfällen (vergleiche oben 8. 62, insbesondere $ 
Anm. 73).82 ak 
Inbezug auf die Aktivlegitimation zur vertraglichen Stell - 
vertretung gelten für den Blinden grundsätzlich die allgemeinen 
Regeln, da er prinzipiell handlungsfähig ist, und das Gesetz keine 
Sondervorschriften enthält.83 | 


$ 8. Blindheit im Verhältnis zur gesetzlichen Stellvertretung. 


Steht in der vertraglichen Stellvertretung dem Rechtsträger 3 
kraft seiner Handlungsfähigkeit ein Mittel zu Gebote, seine 
tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten zu erweitern, so bildet die 
gesetzliche Stellvertretung dazu einen gewissen dogmatischen Ge 
gensatz, indem sie das Surrogat darstellt, mit welchem das Recht 
denjenigen Rechtsträger ausrüstet, die Integrität seiner Rechts- 


#1 z.B. Art.34,2r.O.R. 

# Sohm, Inst. des rm. R. (13. Aufl.), $ 45, S. 256—57. 

se Ueber die faktische Ausübung der vertraglichen Stollvertretung Be 
Blinde verbreiten meine Erörterungen in $ 6 das nötige Licht, Yo überdie 
Vogel, a. a. 0., S. 46, insbesondere 47. 


der Betätigung der Rechtsfähigkeit aberkennt. Den 
u dieser Aberkennung und damit zur Substitution des 
‚mittels ut das Recht in der Regel im Mangel mindestens 


E hige Kind mit seiner Fe arehen Unzureichendheit en 


er BR 
1 


2 seinen Lebens- und im besonderen Rechtsbedürfnissen, einer 
18 re Familienherrschaft, der patria potestas im 


hältnis, das sich mit der allmählichen begrifflichen Ausscheidung ® 
der aktiven Seite der Rechtsfähigkeit und der parallel dazu sich 
entwickelnden, gesetzlichen Stellvertretung dahin abklärte, daß 
heute vielleicht der typischste Unterschied zwischen Rechts- und 
Handlungsfähigkeit darin besteht, daß ein Mangel in der Rechts- 
fähigkeit niemals durch das Surrogat der SINN TE 208 gehoben 
werden kann. | | 
Die natürlichen Inhaber der väterlichen Gera Ko ae ES 
dem Rechtssubjekte vorzeitig verloren gehen (das römische Haus- 
kind konnte durch Ableben seiner Agnaten persona sui juris 
werden, bevor es die zur Wahrung seiner Interessen erforderliche, 
natürliche Reife erlangt hatte), und es war damit den Wellen- 
schlägen des Schicksals preisgegeben, deren Abwehr seine vol- 
wüchsige Kraft erheischte. Solches mußte “als Notlage des be- 
troffenen Rechtsträgers und, was in jener Bu der wirksamere 
(sesichtspunkt sein mochte, (vergleiche oben 8.18 ff.) als Ge = 
fährdung der wirtschaftlichen Grundlagen der Familie na | 
werden. Hier griff denn auch die Rechtsgemeinschaft durch die 
Schaffung des Institutes der Vormundschaft ein. et 
Aus der natürlichen Unfähigkeit des Kindes zur eigenen. 
Betätigung seiner Rechtsfähigkeit entwickelte sich als gesetzlicke 
Voraussetzung eigner Rechtsausübung die Mündigkeit oder besser 
Volljährigkeit, welche, unabhängig von anderen Faktoren, mit 
einem gewissen Zeitablaufe eintritt, und welche sich auch in den 
neuesten Rechten in ungeschwächter Kraft verjüngt hat. Das 
Lebensalter, welches ipso jure die Volljährigkeit erzeugte und er- 
zeugt, war zu verschiedenen Zeiten und ist noch jetzt in den ver- 
schiedenen Rechtsterritorien ein recht variables. Diese Tatsache 
weist deutlich darauf hin, daß Voll-, beziehungsweise Minderjährig- iR 
keit nie, so genau sie auch durch den Rechtssatz begrenzt ir 


ihr eine ne eo. Ratio zu Grunde Br Die, = E 


®° Huber, wie in Anm. 16, oben. 


n / 5 ind imiline der römischen cura minorum bringt diese 
zu: voller Evidenz. Die 6. Volljährigkeit ist eine Art Rechts- 


a: von lm (wie etwa Duce he Beispiel vom 
.. Kolleg über schweiz. Privatrecht, Wintersemester 1909 | 


L en psychowissenschaftlichen Forschungen, weil noch zu 
Berka), ARSeaeNen ein Mangel, welcher die Widerlegung der 


dem Blinden das Ohr, weil er dem ihm abgehenden Sinne 
dern zu surrogieren trachtet, und das naturgemäß durch 


tige Stufenfolge indrauuelier namentlich auch geicligen ra 
keiten, daß die jüngeren Rechte davon ee, Se, an oz 


. berücksichtigen sind (Art. 368, 1, 369, 1 und 370 2.G.B.), EN 
‘man eine enge Anlehnung an die Handlungsunfähigkeitsgründe des 
Gesetzes behaupten, obwohl, streng genommen, bereits Art. 368 bis 
369 den Art. 16 erschöpfen. Die in Art. 370 angeschlossenen en 
Gründe der Verschwendung, des lasterhaften Lebenswandels nd 
der Mißwirtschaft bilden sämtlich äußere Tatbestände, welche we 
Zweifel am Vorhandensein einer gesetzlichen Ver 
Handlungsfähigkeit, am Vorhandensein der Urteilsfähigkeit, 
hohem Maße rechtfertigen, um so mehr, als diese nackten a 
bestände für die Bevormundung nicht unbedingt ausreichen, son- 
dern nur, wenn sie einen der im Gesetze genannten N achteile ‚Lür‘ 
' den betreffenden Rechtsträger oder Dritte herbeiführen. Unter 
diesen allgemeinen für die obrigkeitliche Bevormundung leitenden : 
Motiven spielt die Blindheit als solche keine mehr als kasuistische | 
Rolle. (Vergleiche ihr Verhältnis zur Handlungsfähigkeit.) _ 
Dagegen kann sie ein wesentliches Element bilden in der 
Begründung der ausnahmsweisen freiwilligen Vormundschaft. Ich 
habe stets darauf hingewiesen, daß, auch wo der Blinde voll- = 
handlungsfähig bleibt, sein Gebrechen ihm bei der Abwicklung 
seiner Geschäfte tatsächlich außerordentlich hinderlich sein kann. 
Ich habe ferner darauf aufmerksam gemacht, daß die Erziehung 
in meist von der Außenwelt abgeschlossenen (relativ) Spezial- 
instituten für den Gebrechlichen, und nicht zuletzt für den Blin- 
den, ein sehr geringes Maß an Lebenserfahrung mit sich bringt. 
Da aber nach Art. 372 Z.G.B. dargetane Unerfahrenheit in 
gehöriger Geschäftsbesorgung genügt, um auch das Gesuch eines 
Vollsinnigen um Bevormundung zu begründen, wie viel mehr & 
müßte nicht der überwiegenden Mehrzahl von Blinden die Rech A 
fertigung eines Bevormundungsbegehrens gelingen! | 
Eine andere Frage ist freilich, unter welchen Umstä | 
die Anbegehrung von Bevormundung für den Blinden als wirkli 


’orm ndschaft oder besser dem durch diese bewirkten Verluste 
der Pe nestahigkeit; ah Er wird im Interesse ‚seiner 


tb „par excellence‘“, um den Schwierigkeiten des Geschäfts- 
rs zu begegnen, welche der Blinde allfällig als eine Last 
za man neben dieser len Se Beistandschaft 


rersich, alter die schwierigeren Verkehrsgeschäfte des 
PN Lebens begreift, ins Auge, dann dürfte das Kraftfeld 


IC = ‚, zu schonen and zu erhalten. Dazu aber gehört auch die 
er ‚Behörden bei der Entziehung der persönlichen Hand- 
‚ Danach haben die’ Vormundschaftsbehörden die 


Zn 
ke Sr 


schaft vorgesehen, welche aber nicht ohne Einwilligung « des 
brechlichen angeordnet wird. Auch der 0.C.F. sieht wie. 
Vertrags- so im Vormundschaftsrechte von Sonderregelung. fü 
körperlich Gebrechliche, beziehungsweise Blinde, ab. Das öster. ER 
reichische B.G.B. führt in seinem 8 270 unter seinen Bevor- 
mundungsgründen körperliches Gebrechen, beziehungsweise Blind 
heit, nicht auf. Doch zitiert Mell (siehe oben Anm. 39) einen. 
Erlaß vom 23. Mai 1865, welcher das Gesetz dahin ergänzt, daß 
wo körperliches Gebrechen den Rechtsträger „an der Besorgung 
seiner Angelegenheiten hindert“, es als Bevormundungsgrund wir- 
ke. Die Formel der Hinderüng an der Besorgung der Angelegen y: 
heiten kehrt ziemlich häufig wieder, obwohl sie nicht besonders u 
viel sagt; denn sie wäre als ganz allgemeine Voraussetzung der 
Bevormundung ohne ausdrückliche Hervorhebung des körperlichen 
Gebrechens als ihrer Ursache durchaus verwendbar. Auf dem > 
Boden dieses bedingten Bevormundungsgrundes im körperlichen 
Gebrechen standen einzelne ältere Kodifikationen.36 SEHR 

Im mittelalterlichen Rechte dürfte die Frage der Vormund 
schaft über körperlich Gebrechliche eine der am wenigsten ab- 
geklärten gewesen sein.8° Speziell in den schweizerischen Rechts- 


bei dieser Vormundschaft nach den Heeitiählichern um eine um 
echte N a vielleicht eher Pflegschaft, gehandelt habe, 


86 Gesetz für das a Sachsen vom 20. Febr. 1882, Ss Pr : is: 
Vormundschaftsordnung vom 5. Juli 1875, $ 81. E.: 
#” Hierüber eingehende Untersuchung in Kraut, Bun ee a tsch 
Vormundschaftsrechtes, I, S. 196 ff. en 
®® Huber, im Kolleg über schweiz. Rechtsgeschichte se 101210). 
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Pr 


n es Drag 


et. 383, Ziff. 2 einen Benindlen und (Vogel, 
| > 62 u Der en muß, um eine Vormundschaft 


Inerpreation von Art. 434 0.C.F. den ersten, Vogel, a.a 

8.63, den zweiten Standpunkt ein. Die Streitfrage dürfte 
enfalls vorläufig von kaum mehr als akademischem Interesse 
1, da ‚bei dem allgemeinen Tiefstande der Einschätzung der 


=  Seltenheiten gehören wird. Wenn ich mich dessen ngeachtet 
nn der beiden Auffassungen entscheiden soll, so neige ich 


e on. indem ihm ne Erfahrung und ER 
dtheit, wie er sie in seinen eigenen Angelegenheiten betä- 


a. a. O2 S. 39, und 62 ff., 65 


les 


en geworden, nehmen sie ihren Anlaß regelmäßig in der 
Verehelichungsabsicht dieser Gebrechlichen, welcher sich, ‚eben- : 
falls regelmäßig, die Armenpflegen widersetzen, wobei sie zum h 
Mittel des Entmündigungsantrages greifen, wo die Drohung mit 
dem Entzuge allfälliger Unterstützung nicht verfängt,  wissend, 
daß sie mit ihren ökonomischen Einwänden gegen die Verehe- 
 lichung auf die Dauer nicht aufkommen ‚gegenüber Art. 54 der 
Bundesverfassung, ein Verfahren, dessen Würdigung ich dem 
S 10, unten, vorbehalte. 


Ausflüssen der Rechtsfähigke. 
$ 9. Blindheit im Verhältnis zur Testierfähigkeit. 


Betreffend die Feststellung dieses Verhältnisses als grund. 
sätzlichem kann ich für den Geltungsbereich des Zivilgesetzbuches 
fast auf der ganzen Linie auf das verweisen, was ich in &4 ent- 
wickle. Art.467 Z.G.B. gibt nämlich, analog denjenigen der 
a zwei en ee der Testie 


Analogon entspricht. Es ist dies die Testiermündigkeit, von 
RL wie die Volljährigkeit, ipso jure durch Zeit B 


”:Bayr L.R.L7, un Nr. 1. 


” Vergl, Oben N 2, 


e ei ehtsehnen ee Dieser scharf akarelen 
ssetzung vermag die Blindheit naturgemäß, ebenso wenig 
S de Volljährigkeit, irgend welchen Einfluß aufzuzwingen. Das 
ltnis der Blindheit zur Urteilsfähigkeit habe ich in 84 
erörtert. Ich habe dort den Blinden als urteilsfähig 
/ ‚von Art.16 2.G.B. dargetan und leite daraus, wie 
en die grundsätzliche Handlungsfähigkeit, hier seine grundsätz- 
€ Tes tierfähigkeit ab. Anlaß zu fernerem Eintreten auf die 
| bietet, wie bei der Handlungs-, beziehungsweise Vertrags- 
_ fähigkeit, die Form.92 
_ Auch das geltende und selbst das ältere (bis weit hinauf in 
1e 1 ahrhunderte) Recht des Auslandes anerkennt grundsätzlich 
Tes E ayekent des Blinden, hat sich aber je und überall 


mmungen ergangen, daß ich schon oben in 82 Anlaß 
), hervorzuheben, es handle sich hier um die vom Rechte am 
usgiebigsten behandelte, durch die Blindheit aufgeworfene Frage. 
rt. ‚498 zählt die vom 2.G.B. en Formen der Testa- 


= t das Gesetz in den Artikeln 499 — 504. Im nenn 
en hier wieder die Ueberlegungen zu, wie sie sich oben in 
1 ER auf die öffentliche on finden, mit der 


ht zu angehende Direktiven gibt. Von den esdblirigen 
en besitzen besonderes Interesse für den blinden Verfügenden 
500, 1 am Schluß, 500, 2, ‚501, 2 und 502. Der Gesetz- 
ir. die Errichtung des Testamentes durch öffentliche 


IR Verg 5 ler den Einfluß des körperlichen Gebrechens auf ii grund- 
ae ee arieseie in kantonalen Rechten und im Z. G. B. Vogel, a. a. 0, 


an der Er richtung ‚der Urknds (Art. 500, Lam’ ee 
500, 2 im Gegensatz zu 502).?° Die zweite Modifikation deı 
richtungsform bereitet dem Blinden keine Be Schwie 


bern ihn nicht ihre gesetzliche, aus Art. 501,3 ım a z 
zu 502,1 resultierende Folge davon abhält, nämlich, daß bei d 
Modifikation von 502 die Zeugen den Inhalt der en kenne 


Erblindeten der Fall ist, weder ae Stachel noch 2 
Punktschrift mit Hilfe des Tastsinnes zu lesen vermag. 


#3 Yg besteht zwar große Wahrscheinlichkeit, daß der Ge 
um der Lesens- und Schreibensunkundigen willen aufgenommen hat; 
deutet doch nichts an, daß diese Variante jetzt nur für Analphabeten ve 
bar sei (gegen Vogel, a. a. 0., 8. 52), sondern sie erscheint als im Be )e 
Verfügenden: „Wenn der Verfügende sein Testament weder liest, noch 
zeichnet, ... .* ee 


ie Zeugen unmöglich. Ob auch, wenn er Blindenschrift 
Meines Erachtens ist ‚entscheidend für die Beantwortung 


er a > eriber a De etz Willen des Gesetzgebers 
ınd de bloß ein Außerachtlassen dieses en selten 


entlichurkundlichen Niederschriften mit Blinden ale ann 
ressierten wenigstens grundsätzlich eigne, und vertrete selbst- 
edend diesen Standpunkt wieder in bezug auf das öffentlichur- 
ndliche Testament, und zwar noch um so nachdrücklicher und 
besonders für das geltende schweizerische Recht, als Art. 501 
2.6. . B. der Amtsstelle ausdrücklich gestattet, den ihr vom Ver- 
f den realen Willen „schreiben zu lassen‘, Ohne irgend 


Xi rschrift durch einen unparteiischen Dritten, dem die ge- 
| se SOEnschrift nn ist, besorgen läßt. 9 


* rleiester, aber durch das nartilenfinchie Alphabet im- 
in objektiv möglich, ist auch die Verifikation einer Punkt- 


hri al Art. 500,2 bezeugt. Ich glaube wie Vogel, a. a. 0. 
an I auch bei dem öffentlichen Testamente Ersatz der 


er NEE RE NERE ge u 


N Nu eh A: ER 3 


eigenhändigen Unterschrift, wo der Erblasser solcher unk 
durch beglaubigtes Handzeichen zulässig ist, obschon das T 
ment seit Alters zu den formenstrengsten Rechtsgeschäften zählt; 
denn einmal hat seine Formenstrenge im allgemeinen im La 
der Zeit, der fortschreitenden Entwicklung der allgemeine s 
dung nachgebend, eher nachgelassen, wofür das Durchdringen ( 
olographen Testamentes einen gewissen Beweis erbringt, und zu 
Andern müßte wohl das Gegenteil im Gesetze ausdrücklich no 
miert sein, wie bei der Wechselzeichnung in Art. 820 O.R.:% 
wüßte nicht, was gegen ein im soeben entwickelten Sinne ‚errich | 
tetes Testament an Ratio, ja, selbst an Buchstäblichkeit, aus Zi 
vilgesetzbuch eingewendet werden könnte. 

Das Deutsche bürgerliche Gesetzbuch kennt für dus öffent 
liche Testament zwei Errichtungsarten ($ 2233): Entweder tut der 
Testator den ‚mitwirkenden Personen“ seinen letzten Wille 


Schriftsatz unter der mündlichen Erklärung im Beisein der „mit 
wirkenden Personen ‚ diese Schrift enthalte seinen letzten Willen > 


ausgeschlossen: nach Deutschem B. G. B. .$ 2238, 2, „wer Geschr 
benes nicht zu lesen vermag“, nach Art. 973 Code Civil Fran 
cals, „ceux qui ne peuvent et ne savent en Bestimmungen, 


tuelle des Analphabeten. Die Kommentatoren und a 


5 Dieser Errichtungsmodus entspricht in seinem Wesen, namentlich al | 


Art. 971-976 C. C.F., . und es dürften au ai im allgemeinen mein 
züglichen Teherlegungen Kanch S. 87) zutreffen. 
°° Diese Errichtungsart entspricht dem „testament yehanel dh 
Art. 977 ff, und ist geeignet, Anfordamngen des Testators auf Geheiml 
seines letzten Willens gerecht zu werden, und zwar in noch durchgreif 
Maße .als Art. 501, 3 Z2.G. B., welcher bloß die en vor ae 
IB: aber vor der ‚Amtsperson zuläßt. : 


BE 3 einen Verkeidiger der entgegenstehenden Ansicht das Wort, 
Is ‚Sewährsmänner zwei J uristen von ee N amen, Gala 


ek en en si le Enuchen, chez Öl aenie et le 
r Berne an universel, a entre Ihomme 


s ne Honrraitil pas user d’un droit que l’on a au 
remi r-venu qui sait & peine lire dans la clarete du jour?.... 
a-t-il pas assez de garantie contre la surprise ou l’erreur? 
ns nstnese, si je puis exprimer ainsi toute ma pensee, le 
ne touche par la vue que de loin l’objet, ce qu'il vient 
us autres, prives de la vue, nous le touchons de pres, nous 
2 par le tact —. Or, dans l’interpretation ‘des lois, 
nn ee des conventions, cest l’idee et non les mots 


RENTEN Mae Bo areas 


Re RE h 


ein, daß das Gesetz auch hier einzig den Schutz des Blinden 
Uebervorteilung beabsichtigt, und ist überdies zuzugeben, 
Be Schutztendenz, wenn RTL, im ‚Erbrecht Hr Bere 


Personen anhrittelber ikoreren welche a Verfigendans ver 
wandtschaftlich und regelmäßig auch faktisch am nächsten ste- 
hen,9” worin eine unbestreitbare Gefährdung seiner letztwilligen 
- Verfügung begründet liegt. Aber dieser Gefahr begegnet doc 
der Schriftsatz in einer für den Blinden lesbaren Schriftart s 
gut, wie derjenige in Flachschrift für den vollsinnigen Testator. 
Für die rechtliche im Gegensatz zur gerechten Entscheidung der 
Frage kann noch in Betracht kommen, ob die Klausel, wie im 
deutschen Rechte die Minderjährigen, die Blinden grundsätzlich 
von dieser Errichtungsart ausschließen wollte, es daher gar nicht 
ausschlaggebend ist, ob der Testator den Schriftsatz der Verfü- a 
gung, sondern ganz generell, ob er Flachschrift zu lesen vermag. 
Es ist jedoch wahrscheinlicher, daß die Verfasser des B.G.B 
welche im Recht. der Schuldverhältnisse jede Sonderregelung fü 
Blinde abgelehnt hatten, nicht dieser wenig neuzeitlichen Aı ; 
fassung waren und lediglich die Möglichkeit des Lesens . 
überreichten Schriftsatzes im 2 hatten. 


ke en sondern durch Beurkundıng des ee 


Testators) im Protokoll ı (8 2242). | 
Die älteren deutschen Ka enthielten über 


bis 116, we B. 6. B,, Fr 578 Di 581. 


er. Urkunde bekannt gemacht hatte.?® Für das geheime 
ent (testamentum tripartitum) erlaubte schon eine Novelle 
ins dem Blinden, den. Namen des Erben durch einen Dritten 
Urkunde schreiben zu lassen.100 Im gemeinen Rechte trat 
en x nn RT Octavus, der 


ler minder "unmittelbar erfnde, erschwerende Form- 
Fiften für N ge 104 


ft Zuziehung eines weiteren Zeugen (Sextus). 
= En, Formvorschriften für das öffentliche Testament unter- 


8, 0.6, 2. 
ard, Manuel du droit romain S. 787, Anm. 1 (1896). Pandectes Belges 


‚eivile En Pövöchde. de ale (Bernerdies, 1918), © S. 107... 

2. ürnbergerref. Tit. XXIX, 1. 2. Th. Huth, de testamento coeci (Alt- 
s. 1757). Fernere einschlägige ‚Quellen bei Mel), a. a. 0., S. 639. 

el, wie in Anm. 92 oben. 


ER NERN FERN Be 
M er AR ER 


daß sie sich ne Nenbühe dieser Kenskon in noch Verstärktem 
eignet. Ihre Diligentien umschreibt. Art. 505 2. 6. B. Sie bestel 


Kopf mit Firma oder Bla aber and mi ni = 
reotyp ‘wiederkehrenden Bestandteilen des Datums (z. B. Bern, 
den....) vorgedruckt ist, wodurch die Gefahr nahe ‘gelegt wird, 
bei aan solchen Kopfpapieres von der eigenhändigen An- 
bringung: jener vorgedruckten Bestandteile abzusehen. Ich ‚habe 
bereits in $6 darauf hingewiesen, daß der Gesetzgeber in dem 
individuellen Gepräge, das mehr oder minder eine jede Hand- 
schrift trägt, die Garantie des Beweises der Persönlichkeit des 
Ausstellers der Privaturkunde erblickt. Wo er die Eigenhändi; 
keit im Gegensatze zur Schriftlichkeit als Geschäftsform verlang 
geht er von der Erwägung aus, daß die Persönlichkeit des A 
stellers in einer in ihrem ganzen Inhalte eigenhändig nieder- 
geschriebenen Urkunde ungleich. unverkennbarer zum Ausdrück 
gelangen könne und müsse, als in der eigenhändigen Unterschrift 
allein, in Anbetracht der stark vervielfachten Quantität eige 
händig hergestellter und daher immer wieder den Stempel d 
Persönlichkeit tragenden ausgedehnte Vergleichs- und damit Echt- 
heitsprüfungsmöglichkeiten bietenden Schriftzeichen. Art. 14, 2 
rev. = R. hat bei den durch ihn. von der Verwendung E 


Der nahe läge, durch Schreibmaschine mitergritten 
liegt auf der au Ob auch der Testator eine a n 


87 


glaubigung durch Dritte, den Beweis zu erbringen. Der Gresetz- 
geber will aber bei der Eigenhändigkeit als Rechtsgeschäftsform 
nur den Beweis der Partei zur Sache aus der Urkunde selbst und 
hat nicht in Parallele zur Schriftlichkeit einen Ersatz durch Be- 
glaubigung vorgesehen. Vogel, a.a.O., 8.17 ff., hat vollkommen 
richtig dargetan, daß sich weder die Braille- noch die Haüyschrift 
für Errichtung einer. Urkunde eignen, für welche das Gesetz die 
Eigenhändigkeit als Form verlangt. Der Beweis der Echtheit der 
Urkunde aus dieser selbst, wie er Zweck der Eigenhändigkeit ist, 
könnte durch eine Braille- oder Haüyurkunde nicht mit Glück an- 
getreten werden. Das rechteckig gegitterte Lineal, dessen man 
sich zur Erzeugung der ersteren bedient, aber nicht es allein, 
sondern mit ihm das ganze Wesen des außerordentlich einfachen 
Buchstabens, bedingen, daß ein Schriftsatz aus der Hand des A. 
demjenigen aus der Hand des B. gleicht wie ein Ei dem andern. 
Es wurde mir freilich von Blinden etwa geltend gemacht, daß 


diese These nicht absolut richtig sei, daß jene Blinden in der Lage 


seien, nicht etwa bloß an noch äußerlicheren Merkmalen oder dem 
von deren Gesamtwirkung hervorgebrachten Eindruck, sondern 
an dem Charakter der Schrift wenigstens ihre regelmäßigen Kor- 
respondenten mit Sicherheit zu erkennen. Ich selbst neigte eine 
Weile mehr und minder zu dieser Ansicht. Allein bei vorsichtiger 
Analyse der diesem Erkennen zugrunde liegenden Elemente ge- 
langte ich zu dem Resultate, daß nach Abzug der durch rein 
mechanische Verschiedenheiten in der Erzeugung der Punktschrift 
auf verschiedenen Apparaten und dergleichen an persönlichem 
-Gepräge vielleicht zuweilen noch etwas, aber so Weniges und so 
Unsicheres übrig bleibt, daß es das Recht überfordert hieße, sich 
auf wirklich sehr schwer kontrollierbare Subtilitäten einzulassen 
und Punktschriftstücken gegenüber die Frage der Eigenhändigkeit. 
grundsätzlich überhaupt aufzurollen. Dasselbe gilt unbestreitbarer- 
maßen auch von der Haüyschrift, sei sie in dem älteren Verfahren 
durch Stacheltypen oder in dem Neueren mittelst Schreibmaschinen, 
welche eigens dazu gebaut werden, hergestellt. Daraus ergibt sich, 
daß.der Blinde niemals in einer dieser beiden, dem einigermaßen 
Gebildeten in der Regel mehr oder weniger geläufigen Schrift- 
arten ein Privattestament gültig errichten kann. Die wohlgemeinte 
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Ansicht von Strohall, Eichhorn und Der ist leider nie 
halten.2% vr Be. 

Das kigenhändie Testament I nach schweiz R 
nur, aber auch allen denjenigen Blinden zugänglich, welche ohn 
Verwendung mechanischer Hilfsmittel (mittelst der Feder usw 
Flachschrift zu schreiben vermögen. Ich habe in 86 darauf h; 
gewiesen, daß dies regelmäßig bei später Erblindeten der Fall ist 
Ueber die Frage, wie lange eine mit der Feder oder einem mi 
dieser unter dem Gesichtspunkte der Eigenhändigkeit wesensähn 
lichen Instrumente geschriebene Privaturkunde eigenhändig ver- 
bleibe, schließe ich mich im allgemeinen den Erörterungen bei 
Vogel (s. oben Anm. 105) an. Es erscheint auch mir fraglich, ‚ob H 
die im selben Gitter wie die Punktschrift mit Bleistift hergestellte, a 
in der Tat meist der römischen Buchstaben sich bedienende so- 
genannte Heboltschrift als eigenhändig anerkannt werden kann 
weil sie wahrscheinlich noch wenig en: er 


rakters in der Schrift in Eher en Maße zulassen ad sollte von 
der. Praxis solange als eigenhändig betrachtet werden, als sie 


1095 Vogel, a. a. O,, 8. 55. 
#6 Uebereinstimmend Vogel, a. a. O., S. 56-57. 


Bi. ‚Lautsprache: des Tauben, d.h. den Eindruck erheb- 
Mangelhaftigkeit im Verhältnis zu der Handschrift des 
en. so bemerkenswert sie als Resultat der ‚Ueber- 


ig ‚beim ‘slfäntlichen Pestamente einschlägig Torabadhicke, 
was Vogel über die Kontroverse in der Interpretation der 


ne Art, Ye. diese Want Speöfderlichen Bildungsmini- 
nums ansehen. 108 Diese nn Re zweifellos für das en 


mehr oder minder betrügerischen Einschmuggelungen, A 
sungen usw. rechnen muß; ferner gilt das eigenhändige Testa 
infolge en ee fachmännischen Rates als verfäng 


mentsform gefordertes Bildunsmunun en s Rn “ 
Sicherheitsventil der Urteilsfähigkeit erblickt. Allein, bin ie 
in bezug auf das öffentlichurkundliche, beziehungsweise geheim 
(vergleiche Anm. 96, oben) Testament nicht soweit gegangen wii 
Sanmann in den RSIEEIEN Handekten: in a an die i 3 


möge, een, auch ein für ihn nicht lesbares-  estantenn na 
S 2238 unter a geben könne, so muß ich Ku wohl mit von 


en Unbilligkeit begründet, indem z. B. einem Ge 
lehrten, sogar Rechtskundigen, das eigenhändige Testament ver 
schlossen ist, obgleich er noch tagtäglich mit der Feder arbeit 
während irgend ein volljähriger Laie sich seiner zu bedienen ve 


künstliche Mittel die reduzierten natürlichen Möglichkeiten auf 


& 


das von der Sache erheischte Minimum wieder emporzuarbeit ER 
und es gilt dann so recht eigentlich, was die belgischen Pande 


nous ne voyons pas autre chose dans ces difticultös , gi que d 
questions de fait, qu’il ne convient pas de trancher par des pP 
cipes absolus‘“. = 


Das Un Testament als außerordentliche Verfü 
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malen und damit überhaupt keine Anormalien entgegen und 
verlangt daher an dieser Stelle auch nicht besondere Aufmerksam. 
keit. Doch möge etwa darauf hingewiesen sein, daß die Blindheit 
gegebenenfalls diese außerordentliche Testamentserrichtungsform 
rechtfertigen kann, wo für den Vollsinnigen die Bedingungen von 
Art. 506,1 nicht voll erfüllt sind, wo letzterer noch verhältnis- 
mäßig leicht ordentlich (z. B. eigenhändig) verfügen kann, wäh- 
rend der Blinde entweder letzteres gar nicht vermag, oder aber 
nur bei sorgfältigen, äußeren Vorbereitungen und in mehr oder 
weniger normaler Lebenslage, nicht mehr aber unter allzu stark 
auf die Psyche wirkenden Konstellationen; denn es ist durchaus 
verständlich, daß der Blinde stets mit einem ungleich höheren 
Aufwande an Sorgfalt und Geisteskräften eigenhändig schreibt, 
als der Sehende. 

-:: Ich möchte den Paragraphen nicht schließen, ohne noch darauf 
aufmerksam gemacht zu haben, daß die Frage des Blindentesta- 
mentes dogmatisch eine weit wichtigere Stelle im Blindenrechte 
einnimmt, als sie in den praktischen Lebensverhältnissen von Be- 
deutung ist, daß sie demgemäß mehr Interesse als Testaments-, 
denn als Blindenfrage auf sich vereinigt. Der Blinde gehört näm- 
lich so nummerisch überwiegend den wenig bemittelten, das Testa- 
ment dagegen seinen wirtschaftlichen Voraussetzungen nach den 
besser situierten Volksklassen an, daß die beiden selten genug zur 
Er anns eines Rechtstatbestandes zusammentreffen. 


8 10. Blindheit im Verhältnis zur Ehefähigkeit. 


Ich habe lange geschwankt, ob ich überhaupt auf. dieses Ver- 
hältnis einzutreten habe. Das Recht auf Ehe darf doch wohl nach 
heutiger Anschauung als Menschenrecht ersten Ranges bezeichnet 
werden, was schon dadurch zur Evidenz gelangt, daß es gleich 
den modernen, öffentlichrechtlichen Freiheiten den besonderen 
Schutz des Bundes durch das Grundgesetz, die Bundesverfas- 
sung,109 genießt, welcher öffentlichrechtliche Beschränkungen, wie 
sie in früheren Zeiten keine Seltenheiten waren, von ihm abwehrt. 
Aus solcher Natur des Rechtes auf Ehe ergibt sich, daß das kör- 


10 Bundesverfassung der schweiz. Eidgenossenschaft vom 31. Jänner. bezw. 
19. April, bezw. 29. Mai 1874. 


B. V. eschäinkn so ist das EN zu en sie allzu selbst EN 
verständlich ist. ee. 

Im allgemeinen kann ich mich din einschlägigen Abschuin 
Vogels, 8.21 ff. a.a. O.,110 anschließen und beschränke mich in 
den nachfolgenden Auaführunken auf die kurze Kritik einer ge- 
legentlich Blinden gegenüber geübten Praxis, sie an der Ausübung 
ihres Rechtes auf Ehe zu verhindern, welche ich bereits im An 
zu 88 streifte. | 

Regelmäßig sind es die zur öffentlichen asien verbal ' 
Korporationen (Domizil- oder Heimat-, Einwohner- oder Burger- 
gemeinden, auch etwa Zünfte) des blinden Mannes, welche dr 
Verwirklichung von dessen Verehelichungsabsicht äußere Wider- 
stände entgegensetzen. Dabei erweist sich, wo die Drohung ‚des 
Entzuges einer Armenunterstützung nicht verfängt, als meist 
beschrittener Weg das Ausspielen der Verehelichungsabsicht. als 
Entmündigungsgrund unter dem Gesichtswinkel der Mißwirtschaft 
des Art.370 2.G.B., durch welch letztere die Verlobten sic 
oder ihre Familie der Gefahr des Notstandes oder der Verarmung. 
aussetzten. Obwohl nun niemand bestreitet, daß die Blindheit an 
sich eine einschneidende Beschränkung der individuellen Erwerbs- 
fähigkeit und damit eine erhebliche a Ma 


'% In Bezug auf die Form der Eheschliessung vergl. Vogel, a a. 0. 
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und wirtschaftlich dankbarster Form nachkommt. Für seinen Ehe- 
gatten besteht mit dem Augenblicke der Rechtskraft der Ehe auf 
Grund des vor dem Standesamte erklärten Konsenses zum Eheab- 
schlusse die gesetzliche Pflicht der Treue und des Beistandes, für 
die Frau im besonderen,!!! dem Ehemanne mit Rat und Tat an 
die Hand zu gehen und ihn in seiner Sorge für das Wohl der 
Gemeinschaft nach Kräften zu unterstützen. Daß diese Pflicht 
auch die allfällige Blindheit des Ehemannes zu berücksichtigen hat, 
ist bei dem eng persönlichen Charakter, den das Gesetz der Ehe 
beimißt, kaum fraglich. Wer dieses Plus an Aufmerksamkeit, wie 
es durch das Gebrechen der andern Partei geboten erscheint, ab- 
lehnt, mußte nach Treu und Glauben schon den Ehekonsens ver- 
weigern.11? Wenn die Ehe schon ganz generell im Volksmunde 
als Glücksspiel mit Chance und Nonchance angesehen wird, so 
eignet ihr dieser Risikocharakter in ihren Wirkungen für den 
Blinden in noch ausgesprochenerem Maße, und ihre Ersprießlich- 
keit hängt für ihn noch mehr als für den selbständigeren Vollsin- 
nigen von der Qualität des Ehegatten ab. 


Mit Rücksicht auf diese sich die Wage haltenden Vor- und 
Nachteile ist den Vormundschaftsbehörden ein zu kulantes Ge- 
währen gegenüber den Anträgen unterstützungspflichtiger Kor- 
_ porationen im Interesse einer loyalen Rechtsanwendung nicht zu 
empfehlen. Steht zwar auch dem Entmündigten der Eheabschlub 
unter der Beschränkung des Art.99 Z.G.B. zu, so wird meist 
schon der drohende Verlust der Handlungsfähigkeit den Verlobten 
vom Eheabschlusse zurückschrecken, wo dieser nicht schon durch 
den provisorischen, gesetzlichen Vertreter nach 386 Z.G. B. ver- 
hindert wird, und es erschiene übrigens als eitles Beginnen, ge- 
sen die Verweigerung der Zustimmung des Vormundes zum Ehe- 
abschlusse an die gleichen Behörden zu rekurieren, welche aus 
demselben beabsichtigten Eheabschlusse Anlaß zur Entmündigung 
genommen hatten. Es wurde in jüngster Vergangenheit dem 
Schweiz. Blindenverbande ein Fall notifiziert, wo die Heimat- 


111 Art, 159, 3 2.G.B. — Art. 161, 22.G.B. 

112 Urteil des Kantonsgerichtes St. Gallen vom 19. Mai 1914, gegenüber 
dem erstinstanzlichen Entscheid in gleicher Sache (vielleicht im Geschäftsbericht 
des Hofes pro 1914). | 


N En: WEN N NEE 


gemeinde eines blinden Aargauers auf dessen Eheverkündu 
innert nützlicher Frist Einsprache erhob — aus Gründen, wele 
mit Abs. 2 Art.54 B. V. in beinahe wörtlichem Widerspruche 
standen — nämlich aus ökonomischen und Rücksichten s ines | 
Vorlebens, obwohl letzteres Jahre tief in die Zeit der Minder- 
jährigkeit des Nubturienten zurück- und nicht annähernd anı | 
heranreichte, was nach der zitierten Verfassungsbestimmung no 
nicht einmal als erheblicher Einsprachegrund geltend gemacht 
werden kann. Nichtsdestoweniger hatte das zuständige ‚Zivi 
standsamt im Kanton St. Gallen in flagranter Mißachtung d 


fähigkeit, an welch letzterer auch der Blinde neigen 
teil hat, und damit Gesetz und Verfassung EEDLISIE Nachachtung : 
verschaffen. | a 
Auch die ausländischen neueren Rechte nalen keine den Blü 


Ausflüssen der Rechtafähinkeit 


$ 11. Blindheit im Verhältnis zur Prozeßfähigkeit und ; 
- zur Stellvertretung im Prozesse. u 


118 Immerhin zu vergleichen die 88 44 ff. Oe.B.G.B. Dagegen ss 18084, D. 
un 078,28 8), 7 DA 9 £ 
lyensgı vergl. oben, N. 15. a 


n fähigkeit die Qualität des eb sirkvere seiner Persönlich. 
zustehende Privatrechte unmittelbar oder mittelbar, aber eben 
seiner Persönlichkeit heraus, unter Zuhilfenahme der Rechts- 
sgewalt, geltend zu machen. Weil der Träger der Rechts- 
sgewalt der Staat ist, der Typus öffentlichrechtlicher Ge- 
so erscheint das Zivilprozeßrecht und mit ihm die Partei- 


sfluß, welcher wo er mangelt ‘(bei Rechtsträgern nich 
ı Rechtes“), durch die gesetzliche Stellvertretung ersetzt 
mit nicht ‚zufolge des an der ‚Handlungsfähigkeit 


n rwirktichung: seiner en kkaneördche heranzu- 
e als en so kommen auch =. Be nur 


" Y E 
Ai 


Re) 


al kur RER “N DR % R ; ROSE 


96 


Parteifähigkeit, sondern regelmäßig an bestimmte, in der Person 
erfüllte Voraussetzungen geknüpft. Diese berühren sich mei 
sehr nahe mit denen der Handlungsfähigkeit, ja, letztere erscheint 
häufig geradezu als Voraussetzung der Prozeßfähigkeit, sch 3t 
also mittelbar ihre gesetzlichen Voraussetzungen als solche der 
Prozeßfähigkeit zusammen. So liegt das Verhältnis im ‚schwe i 
zerischen Bundeszivilprozeß.120 Dasselbe ergibt sich auch fü d 
Rechtsverwirklichung kraft schweiz. Schuldbetreibungs- und | 
kursrechtes,121 welches vorschreibt, daß niemand durch die 
tone verhalten werden kann, bei der Realisierung seiner 


kreibhraksrechilich handeln zu können. 
ED wir aun einerseits das Verhältnis der Prozeß: 5 


vom Nov. 1850 BE Art. 85 des REBEL 2 1893 ie, 2 
6. Okt. 1911. Egger, Komm. zum Z.G. B., Art. 12, Anm. 4. 
121 Bundesgesetz betr. Schuldbetreibung und Konkurs vom a 
Art. 27,8, ; 
12a 8. bei Bluisänstein Sch. K. R. $ 15, Ziff. 4, S. 149, Anm. u 
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stimmung Anlaß zu eingehenden Erörterungen. Die Frage dürfte 
© übrigens praktisch selten zu Bedeutung erwachsen, da, obwohl bei 
uns kein Anwaltszwang herrscht, doch die Prozeßführung allge- 
mein als so schwierig. bekannt ist, daß die eigene Prozeßführung 
kaum mehr viel anderes als Grundsatz geblieben ist, ein nichts- 
destoweniger teurer, demokratischer Grundsatz. 

Die unmittelbare Anlehnung der Prozeß- an die Handlungs- 

 fähiekeit ist auch im geltenden kantonalen Rechte eine durch- 
gehende.123 

Dasselbe läßt sich grundsätzlich auch für das ausländische 
Recht sagen.12* 

An älteren Gesetzen erwähne ich etwa das Preußische Land- 
recht, welches bestimmt, daß dem Blinden im Prozeß ein Beistand 
geordnet werden muß.12> 

Ueber die fundamentale Bedeutung, welche der Prozeb-, re- 

spektive Gerichtsfähigkeit,126 im altgermanischen Rechte zukam, 
verweise ich auf 83 oben. 

In Anbetracht der Schwierigkeit der Prozeßführung hat das 
Z.G.B. letztere ausdrücklich unter den Obliegenheiten des ge- 
setzlichen Beirates aufgeführt (Art. 395, Ziff. 1). 

Einen durchgreifenderen Einfluß als auf die Prozeßfähig- 
keit übt die öffentlichrechtliche Natur des Zivilprozesses auf die 
Fähigkeit zur Stellvertretung im Prozesse. Während die gewill- 
kürte Stellvertretung des Privatrechtes dem Vertretenen in der 
Wahl des Vertreters überall unbeschränkte Freiheit läßt, veran- 
lassen die Verwickeltheit des Prozesses und sein schwebende 
Rechtsansprüche stabilisierender1?? Charakter vielfach den Ge- 
setzgeber, im Interesse der Parteien einer- und in gungen des 


123 Vergl. z. B. die $$ 28 und 60 (am Anfang) des bern. Zivilprozesses (8. 
‚oben in Anm. 59); ferner Art. 32 des Entwurfes der Justizdir. vom Nov. 1913 
für eine neue Zivilprozeßordnung im Kanton Bern. 

122 Vergl. die $$ 51 ff., insbesondere 52, Abs, 1 der deutschen Zivilprozeb- 
ordnung (Fassung vom 1. Jani 1909). 

Oesterr. Z.P. O0. $ 1 (Fassung vom 1. Aug. 1895). 

125 Preuß, L.R. I, 18, $ 18 und allg. Gerichtsordnung I, 2, $$ 7—8. 

126 Joseph Kohler plädiert in Holzendorfs Enzykl. I, 8. 81, einen Wechsel 
der Terminus 'auch im neueren Rechte in diesem‘ Sinne. 
N 127 Vergl. die Actio judieati des rm. R., Sohm, Inst., S. 133. 
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objektiven Rechtes. anderseits, die prozessuale Stellve 
einem eignen a zu  stempeln, ‚der zwar grundsäti 


weises, zugänglich | ist. Schon die augehrte Ratio die er | 


essen Bons Proz mehr oder - We 
gebieterisch das Aktivbürgerrecht. (Letzteres ist hier aus | 
den, welche das Vorwort a u herücksie N 3 


einen König getriebene ehe blinder Rechiskhu se | 
Stellvertretung im Prozesse zugelassen zu werden, erfolglo E 
blieben, obwohl ‚kein erh Grund dafür besteht. 131 


Ar Vergkiiz, B. $ 1 des Ges. betr. die Ausübung des Rechtsann Itsi 
im Kanton. Aa vom 3, Juli 1898. 


liche Seinlang: Hate in, 198, 

189 . La question paräit etrange; l’affimative, en effet,, est € 
droit iin ie pas d’incapacite legale; en fait, la ceeite peut &tre 
eulte, mais_jamais une impossibilite de l’exereice de cette profession, 
matiere civile ou commerciale. En matiere repressive les inconvenian 
graves, mais non cependant insurmontables.“ _ > B' 

’%1 Vergl. Conr. im Handwörterb. III, S. 86, und Cohn in seinem Referat R 
Das Brotstudium des blinden ehr (gehalten : am 1. deutschen ] pnta, 
in Dresden, rum, a a: RT 
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 Sondervorschriften enthält, soll dem Vernehmen nach ein ee 


ment in Aussicht stehen. 

In Rom untersagte man dem Blinden, vor Gericht für anllere 
zu postulieren, obwohl man ihm, wie bereits releviert, die Hand- 
lungsfähigkeit zubilligte,132 „weil er den Magistrat nicht sehen 
und ihm die Ehren nicht erweisen kann“.133 Die Lex erzählt einen 
konkreten Fall, der diesen Ausschließungsgrund provoziert haben 
soll, und von welch letzterem übrigens Montesquieu meint: „Il 
faut l’avoir fait expres, pour donner une si mauvaise raison, 
quand ils s’en presentaient de si bonnes“. (Die großen Aufklärer 
scheinen überhaupt auf den Blinden nicht glänzend zu- sprechen 
gewesen zu sein. Vergleiche Dideroz, „Lettres sur’ les aveugles, 
a l’usage de ceux qui voient“.134) Recht illustrativ' für die private 
Natur des römischen Judex einer- und die mehr kasuistisch ent- 
standene Beschränkung des Postulationsrechtes des Blinden an- 
derseits ist die Tatsache, daß der Blinde, wenn es als Rechts- 
beistand, so doch als Richter amten konnte.1?° | 

(Ich lege diese Frage, weil ausschließlich öffentlichen Rech- 
tes, d.h. ohne diese engen Berührungspunkte mit dem Privatrecht, 
wie die hier behandelten öffentlichrechtlicher Probleme, und weil 


noch auf unabsehbare Zeit ohne praktische Bedeutung, für das 


moderne Recht zurück auf eine namentlich öffentlichrechtliche 
Verhältnisse auf ihre Beeinflußtheit durch die Blindheit: untersu- 
us Arbeit.) 


$ 12. Blindheit im Verhältnis zur Zeugnisfähigkeit, 


Vielleicht kein Problem aus der rechtlichen Stellung des Blin- 
den fordert so zwingend und augenfällig, wie der nunmehr in 
Rede stehende Gegenstand, nach der Seite 90 oben aus Ziff. 10 
des Artikels der belgischen Pandekten zitierten Maxime beurteilt 
zu werden. Ich fasse auch hier wieder in erster Linie die Zeugnis- 
fähiokeit ins Auge, soweit sie sich systematisch in diese Darstel- 


= 1.3,8.2 12.87, | 
133 7, 1,85 (D.3, 1): Videlicet quod insigna magistratus et revereri:non 


 .potest . 


134 Oenvres completes par J. Assezat (Paris 1875). R l, 8. 275 ie 
=>7,.6(D:5, 1). 


Betrachtung. & 
A a.a. O., 8. 60, bestreitet. die Fähigkeit des 


das gesprochene Wort, welches in _ der weitaus te Zahl 7 ] 
tischer Fälle, ja in der Regel einen Hauptbestandteil d 
malität ausmacht, ungleich schwieriger wahrnimmt, als der I 
Mit dem mündlich ausgesprochenen Konsens der Verlobte 
der entsprechenden mündlichen Erklärung des Beamten ist 
Ehe rechtsgültig begründet. Die Eintragung ins Heiratsregis 

obwohl sie auch von den N ubturienten zu unterschreiben ist, hat 
einzig noch den Zweck der Sicherung ‚des Beweises durch das 
jederzeit verfügbare und daher bequeme Mittel der Urkunde. De 


Teichend ur genommen werden kann. Ist er deck a 
sent welcher Prüfung oder Einsicht von Personalakten a Nub 


Aber zieht man neben der bereits relevierten Tatsache, a Bi 
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die Ehe verbunden ist, wer vor dem Standesamte den bezüglichen 
Konsens erklärt, und nicht etwa, wer die Parteienunterschrift im 
Eheregister abgab, in betracht, daß die Zuziehung von Trauzeugen 
als bloße Ordnungsvorschrift erscheint, deren Vernachlässigung 
der Gültigkeit der Ehe nichts anzuhaben vermag, und ferner, dab 
man für gewöhnlich die Besorgung von Trauzeugen dem Braut- 
paare überläßt, woraus die Praxis die Sitte einer Ehrung für 
nahestehende Verwandte oder Freunde entwickelt hat, eine Mög- 
lichkeit, welche alles geltende Recht bezüglich naher Verwandter 
für den eigentlichen Solemnitäts- und speziell Testamentszeugen 
ausdrücklich unterbunden hat,136 dann dürfte es schwer fallen, 
den Blinden aus stichhaltigen Gründen als Trauzeugen kategorisch 
abzulehnen. Ferner ließe sich gegen meinen Standpunkt einwen- 
den, daß diese Beschränkung der persönlichen Vollwertigkeit des 
‘ Blinden für ihn so selten und vorübergehend fühlbar werde, daß 
der beinahe nur theoretische Nachteil für ihn geringer sei, als die 
Gefahr, welche der Blinde als Trauzeuge für die Allgemeinheit 
begründe. Das mag bis zu einem gewissen Grade seine Richtig- 
keit haben und zwar, weil in der Tat sehr selten ein Brautpaar 
auf den Gedanken verfällt, einen Blinden zum Trauzeugen zu bit- 
ten, das dank einem tief wurzelnden ‚psychischen Widerstande, 
den das Gebrechen als solches im Normalmenschen erweckt, und 
“ der im täglichen Verkehr des Blinden eine nicht unbedeutende 
"Rolle spielt. (Dasselbe läßt sich schon beim Taufzeugen ausrei- 
chend beobachten.) Wo aber der entgegengesetzte Fall einmal 
eintritt, würde eine Ablehnung des Blinden durch das Amt ohne 
ausgesprochene Not einen Schatten im Sinne meiner Erörterungen 
in 82, auf den Blinden fallen lassen, den der Zeugenruf der 
Brautleute als für letztere überwunden manifestiert. Immerhin 
ist zuzugeben, daß aus der hier vertretenen grundsätzlichen 
Fähigkeit des Blinden, als Trauzeuge aufzutreten, bösgläubige 
Nubturienten Kapital zu schlagen suchen könnten, und es dürfte 
daher, wo Blinde als Trauzeugen gestellt werden, sowohl von 
Seite der letzteren als des Amtes, etwelche Zugabe an Aufmerk- 
samkeit (z. B. betreffend die mutmaßlichen Gründe zur Stellung 
eben dieses oder jenes Zeugen) nicht ganz überflüssig sein. 


136 Art, 503-504 Z.G.B.; $ 2234, Ziff. 1 und 2D.B.G.B. 


der Sache, er - Einfluß dei Blindheit auf die ae 
gung zum Urkundszeugen. Der Gegenstand gestattet eine 
hende Anlehnung an einzelne Abschnitte meiner $$ 6 u 
trete dort für die Anerkennung der blindenschriftlichen 
als Urkunde im Rechtssinne ein, und in den DEE 
legungen Aurde auch die Frage: bejaht sein, z 


um'den weniger einfachen Pankr ob der Blinde als a. in 
tracht: kommen könne bei Errichtung von für ihn nicht. lesbare | 


Urkunden. Die Doktrin löst im allgemeinen das Problem 
a ich schließe: mich der herrschenden Lehre an 2 


Fe 


| auch der NE das dureh ihn zu Bestätigende im’ Mi ‚im I 
kraft eigener persönlicher Fähigkeiten wahrnehmen können. u 
andern Nee der Pens der von seiner u 


nämlich Be blindenschriftlichen nn 
prinzipiell zum Zeugenbeweis im verwen 
diese grundsätzliche Zeugnisfähigkeit faktisch und im ko 


Prozeßzeugen kommt seiner Wahrnehmungsfähigkeit 


u Vogel, 2.2.0. S. 69; Mell, a. a. 0. S. 640; Pand. Bels eigen 
Zitt. 2-4. 5 
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den Blinden auch in seiner Wahrnehmungsfähigkeit zu unter- 
schätzen, indem er mit Faktoren zu rechnen übersieht, welche, 
wie der in neuerer Zeit einer zunehmenden wissenschaftlichen 
“ Beachtung sich erfreuende Fernsinn,139 den Blinden zu sinnlichen 
Wahrnehmungen befähigen, die man gewöhnlich für bloß optisch 
realisierbar betrachtet. Vor einer einfachen Subtraktion des Auges 
_ von der Person bei der Würdigung des Zeugnisses Blinder ist der 
Richter im Interesse einer einwandfreien, mit der allgemeinen 
Be Wissenschaft Schritt haltenden Ermittelung der Rechtsansprüche 

% festlegenden Wahrheit zu warnen. Auch die prozessuale Zeugnis- 
fähigkeit des Blinden qualifiziert sich fast mehr als Tat-, denn 
als Bechtsfrage. 140 | \ 


Ye os Bern, Zivilprozeß von 1883 (s. Anm. 59, oben), $$ 215—16 und 220, 
‚ebenso Gesetz betreffend die Zivilrechtspflege für den Kanton St. Gallen ($ 158 
‚und 159, Ziff. 1). 

2.389 Myuschel in der Zeitschrift für experimentelle Psychologie, B. W, S 
129—155. Ebendaselbst B. V., S. 66—77. 
ig Bern, Z. P. (Anm. 59, pen): $ 220. 
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